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EUROPAS  JAHRZEHNTELANGE  KAMPAGNE  ZUR  ZENSUR  DES  GLOBALEN  INTERNETS
DIE  BEDROHUNG  DURCH  AUSLÄNDISCHE  ZENSUR,  TEIL  II:

UND  WIE  ES  DER  AMERIKANISCHEN  REDE  IN  DEN  VEREINIGTEN  STAATEN  SCHÄDIGT

Justizausschuss

der

US-Repräsentantenhaus
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Sundar  Pichai,  CEO,  Alphabet  (26.  Februar  2025)  (beigefügte  Vorladung);  Schreiben  von  Abgeordnetem  Jim  Jordan,  Vorsitzender  des  Repräsentantenhauses.

Ausschuss  für  Justiz  an  Herrn  Satya  Nadella,  CEO  von  Microsoft  (26.  Februar  2025)  (mit  beigefügter  Vorladung);  Schreiben  von  Abgeordnetem  Jim  Jordan,  Vorsitzender  

des  Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses,  an  Herrn  Christopher  Pavlovski,  Vorsitzender  und  CEO  von  Rumble  (26.  Februar  2025)  (mit  beigefügter  Vorladung);  

Schreiben  von  Abgeordnetem  Jim  Jordan,  Vorsitzender  des  Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses,  an  Herrn

Siehe  z.  B.  Pressemitteilung  des  Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses,  Vorsitzender  Jordan  fordert  von  großen  Technologiekonzernen  Informationen  über  

ausländische  Zensur  amerikanischer  Reden  (26.  Februar  2025),  https://judiciary.house.gov/media/press-releases/chairman-jordan-subpoenas-big-tech-information-foreign-

censorship-american.

Schreiben  des  Abgeordneten  Jim  Jordan,  Vorsitzender  des  Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses,  an  Herrn  Timothy  Cook,  CEO  von  Apple  (26.  Februar  2025)  

(mit  beigefügter  Vorladung);  Schreiben  des  Abgeordneten  Jim  Jordan,  Vorsitzender  des  Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses,  an  Herrn  Andy  Jassy,  Präsident  und  

CEO  von  Amazon ...

Schreiben  von  Jim  Jordan,  Vorsitzender  des  Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses,  an  Linda  Yaccarino,  CEO  von  X  (26.  Februar  2025)  (mit  beigefügter  

Vorladung);  Schreiben  von  Jim  Jordan,  Vorsitzender  des  Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses,  an  Mark  Zuckerberg,  CEO  von  Meta  (26.  Februar  2025)  (mit  

beigefügter  Vorladung);  Schreiben  von  Jim  Jordan,  Vorsitzender  des  Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses,  an  Steve  Huffman,  CEO  und  Präsident  von  Reddit  

(17.  April  2025)  (mit  beigefügter  Vorladung);  Schreiben  von  Jim  Jordan,  Vorsitzender  des  Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses,  an  Sam  Altman,  CEO  von  

OpenAI  (5.  November  2025)  (mit  beigefügter  Vorladung).

Ausschuss  für  Justiz  an  den  Verantwortlichen  für  die  Aufbewahrung  der  Unterlagen,  TikTok  (26.  Februar  2025)  (mit  beigefügter  Vorladung);  Schreiben  des  Abgeordneten.

Die  Europäische  Kommission  setzte  Social-Media-Plattformen  unter  Druck,  ihre  globalen  Regeln  zur  

Inhaltsmoderation  zu  ändern  und  griff  damit  direkt  in  die  Online-Meinungsfreiheit  von  Amerikanern  in  den  Vereinigten  

Staaten  ein.  Obwohl  dies  oft  als  Kampf  gegen  sogenannte  „Hassrede“  oder  „Desinformation“  dargestellt  wird,  zensierte  

die  Kommission  tatsächlich  wahre  Informationen  und  politische  Äußerungen  zu  einigen  der  wichtigsten  politischen  Debatten  

der  jüngeren  Geschichte  –  darunter  die  COVID-19-Pandemie,  Massenmigration  und  Transgender-Themen.

Wie  und  in  welchem  Umfang  ausländische  Gesetze,  Verordnungen  und  Gerichtsbeschlüsse  Unternehmen  

zwingen,  nötigen  oder  beeinflussen,  die  Meinungsfreiheit  in  den  Vereinigten  Staaten  zu  zensieren.1  Im  Rahmen  

dieser  Aufsicht  hat  der  Ausschuss  zehn  Technologieunternehmen  per  Vorladung  zur  Herausgabe  von  Dokumenten  

aufgefordert,  um  die  Kommunikation  mit  ausländischen  Regierungen,  darunter  der  Europäischen  Kommission,  zu  gewährleisten.

Der  Justizausschuss  des  US-Repräsentantenhauses  ermittelt.

Mitgliedstaaten  der  Europäischen  Union  (EU)  hinsichtlich  der  Inhaltsmoderation.

Die  Europäische  Kommission  hat  in  einer  umfassenden,  zehnjährigen  Anstrengung  erfolgreich

Nach  zehn  Jahren  hat  die  Europäische  Kommission  eine  ausreichende  Kontrolle  über  die  globale  Online-Kommunikation  

erlangt,  um  Narrative,  die  die  Macht  der  Europäischen  Kommission  bedrohen,  umfassend  zu  unterdrücken.

Im  Juli  2025  

veröffentlichte  der  Ausschuss  einen  Bericht,  der  detailliert  darlegt,  wie  die  Europäische  Kommission  –  die  Exekutive  der  

EU  –  den  Digital  Services  Act  (DSA),  ein  Gesetz  zur  Regulierung  von  Online-Äußerungen,  instrumentalisiert,  um  weltweit  

Zensurauflagen  für  politische  Äußerungen,  Humor  und  Satire  durchzusetzen.<sup>3</sup>  Seitdem  haben  

Technologieunternehmen  dem  Ausschuss  auf  Anordnung  Tausende  interner  Dokumente  und  Korrespondenzen  mit  

der  Europäischen  Kommission  vorgelegt.  Diese  Dokumente  belegen  das  Ausmaß  –  und  den  Erfolg  –  der  globalen  

Zensurkampagne  der  Europäischen  Kommission.

1

über  legislative  Schritte,  die  die  USA  zum  Schutz  der  amerikanischen  Meinungsfreiheit  im  Internet  unternehmen  können.

Vor  den  Vorladungen  des  Ausschusses  fanden  diese  Bemühungen  weitgehend  im  Geheimen  statt.  Nun  sind  

die  Aktivitäten  der  Europäischen  Kommission  erstmals  öffentlich  geworden  und  haben  den  Ausschuss  informiert.

ZUSAMMENFASSUNG

2

MITARBEITER  DES  HAUSAUSSCHUSSES  FÜR  DIE  JUSTIZ,  119.  KONGRESS,  DIE  BEDROHUNG  DURCH  AUSLÄNDISCHE  ZENSUR :  WIE  DER  

DIGITAL  SERVICES  ACT  DER  EUROPÄISCHEN  UNION  EINE  GLOBALE  ZENSUR  ERZWUNGEN  UND  DIE  AMERIKANISCHE  FREIHEIT  DER  

MEINUNGSÄUSSERUNG  VERLETZT  (Comm.  Print  25.  Juli  2025)  (im  Folgenden  „DSA-Zensurbericht  I“).
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Das  Internet  und  die  sozialen  Medien  versprachen  zunächst,  die  Meinungsfreiheit  und  damit  auch  die  politische  Macht  zu  

demokratisieren.  Diese  Entwicklung  bedrohte  die  etablierte  politische  Ordnung,  und  Mitte  der  2010er-Jahre  versuchten  die  politischen  

Eliten  in  den  USA  und  Europa,  dem  Aufstieg  populistischer  Bewegungen  entgegenzuwirken,  die  zutiefst  unpopuläre  Maßnahmen  

wie  die  Massenmigration  in  Frage  stellten.  Da  man  erkannte,  dass  die  Bewältigung  dieses  Problems  mehrere  Jahre  dauern  

würde,  begann  die  Europäische  Kommission  2015/16  mit  der  Einrichtung  verschiedener  Foren,  in  denen  europäische  Regulierungsbehörden  

direkt  mit  Technologieplattformen  zusammentreffen  konnten,  um  zu  erörtern,  wie  und  welche  Inhalte  moderiert  werden  sollten.  Obwohl  

diese  Foren  vorgeblich  der  Bekämpfung  von  „Desinformation“  und  „Hassrede“  dienen  sollten,  zeigen  nicht-öffentliche  Dokumente,  

die  dem  Ausschuss  vorgelegt  wurden,  dass  die  Europäische  Kommission  in  den  letzten  zehn  Jahren  direkten  Druck  auf  Plattformen  

ausgeübt  hat,  um  rechtmäßige  politische  Äußerungen  innerhalb  und  außerhalb  der  Europäischen  Union  zu  zensieren.

Die  Geldstrafe  gegen  X  stellt  nach  drei  Jahren  den  Höhepunkt  der  jahrzehntelangen  Bemühungen  der  Europäischen  

Kommission  dar,  das  globale  Internet  zu  kontrollieren,  um  unliebsame  Narrative  im  Internet  zu  unterdrücken.

Die  DSA  ist  der  Höhepunkt  eines  jahrzehntelangen  europäischen  Bestrebens,  die  politische  Opposition  zum  

Schweigen  zu  bringen  und  Online-Narrative  zu  unterdrücken,  die  das  politische  Establishment  kritisieren.

Das  DSA  trat  2023  in  Kraft,  und  die  Europäische  Kommission  verhängte  im  Dezember  2025  die  erste  

Geldbuße  nach  dem  DSA  gegen  X.  Obwohl  das  DSA  noch  nicht  lange  in  Kraft  ist,  …
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•  „Antimigranten-  und  islamophobe  Inhalte“;

•  „Populistische  Rhetorik“;

.  zur  Verwendung  durch  Technologieunternehmen,  wenn

Das  EU-Internetforum  (EUIF),  das  2015  von  der  Generaldirektion  Migration  und  Inneres  (GD  Inneres)  der  

Europäischen  Kommission  gegründet  wurde,  gehörte  zu  den  ersten  dieser  Initiativen.  Bis  2023  veröffentlichte  das  EUIF  ein  

„Handbuch“  zur  Moderation  rechtmäßiger,  nicht  rechtswidriger  

Äußerungen,  wie  zum  Beispiel:

Die

•  „Regierungsfeindliche/EU-feindliche“  Inhalte;

•  „Anti-Eliten“-Inhalte;

•  „Politische  Satire“;

•  „Anti-LGBTIQ .“

•  „Meme-Subkultur.“4

.  Inhalt“;  undDie

3

•  „Flüchtlings-  und  einwanderungsfeindliche  Stimmung“;

EU  Internet  Forum:  Handbuch  für  grenzwertige  Inhalte  im  Zusammenhang  mit  gewalttätigem  Extremismus,  siehe  Beispiel  38.
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Beispiel  55.

https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/racism-and-

xenophobia/eu-code-conduct-countering-illegal-hate-speech-online_en.

Zusammenfassung  des  Treffens  zwischen  TikTok  und  der  Vizepräsidentin  der  Europäischen  Kommission,  Vera  Jourová  (20.  April  2021),  siehe

Siehe  Imara  McMillan,  Enforcement  Through  the  Network:  The  Network  Enforcement  Act  and  Article  10  of  the  European  Convention  on  

Human  Rights,  20  CHIC.  J.  INT.  L.  252  (2019).

Verhaltenskodex  2018  zur  Bekämpfung  von  Desinformation,  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  (16.  Juni  2022),  

https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/library/2018-code-practice-disinformation.

EU-Verhaltenskodex  zur  Bekämpfung  illegaler  Hassrede  im  Internet,  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  (30.  Juni  2016),

Die  Verhaltenskodizes  gegen  Hassrede  und  

Desinformation  sollten  die  „Regulierungslücke“  

schließen,  bis  die  EU  verbindliche  Gesetze  zur  

„Inhaltsmoderation“  von  Plattformen  erlassen  
konnte.ÿ

Zum  Thema  Hassrede  und  Desinformation.  

Im  Jahr  2016  verabschiedete  die  
Europäische  Kommission  einen  

„Verhaltenskodex  zur  Bekämpfung  

illegaler  Hassrede  im  Internet“,  in  dem  

Plattformen  wie  Facebook,  Instagram,  

TikTok  und  Twitter  (jetzt  X)  zusagten,  vage  

definierte  „hasserfüllte  Handlungen“  zu  
zensieren.ÿ

angeblich  freiwillige  „Verhaltensregeln“

Die  Europäische  Kommission  ebenfalls

setzte  seine  Zensurziele  durch

Ein  „Verhaltenskodex  über

„Desinformation“,  in  der  dieselben  großen  

Plattformen  versprachen,  die  Sichtbarkeit  

angeblicher  „Desinformation“  zu  verringern.

Im  Jahr  2018  folgte  dies.ÿ  In  hochrangigen  

Treffen  mit  Plattformen  teilten  hochrangige  

Beamte  der  Europäischen  Kommission  

den  Plattformen  ausdrücklich  mit,  dass  die

Etwa  zur  gleichen  Zeit  begannen  die  

mächtigsten  EU-Mitgliedstaaten,  wie  beispielsweise  

Deutschland,  Zensurgesetze  auf  nationaler  Ebene  

zu  erlassen.ÿ
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Siehe  unten  Abschnitt  III.F.ii.

Siehe  beispielsweise  Tagesordnung:  Treffen  der  Untergruppe  Krisenreaktion  der  Ständigen  Arbeitsgruppe  (14.  Dezember  2023),  siehe  Beispiel  196.

9  Der  Verhaltenskodex  2022  zur  Bekämpfung  von  Desinformation,  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  (16.  Juni  2022).

Regulierungsbehörden  der  Europäischen  Kommission  zwischen  Ende  2022  und  2024.11

Später,  im  Jahr  2022,  kurz  vor  Inkrafttreten  des  DSA,  hat  die  Europäische  Kommission

Der  Desinformationskodex  von  2018  wurde  aktualisiert.  Gemäß  den  neuen  Richtlinien  mussten  Plattformen  an  einer  „Task  Force“  zum  

Desinformationskodex  teilnehmen,  die  regelmäßig  zusammentrat,  um  den  Umgang  der  Plattformen  mit  der  Zensur  

sogenannter  Desinformation  zu  erörtern.<sup>9</sup>  Die  Task  Force  gliederte  sich  in  sechs  Untergruppen,  die  sich  mit  

spezifischen  Desinformationsthemen  befassten,  darunter  Faktenchecks,  Wahlen  und  die  Demonetarisierung  

konservativer  Nachrichtenmedien.<sup>10</sup>  In  all  diesen  Untergruppen  fanden  über  90  Treffen  zwischen  Plattformen,  

zensurfreudigen  zivilgesellschaftlichen  Organisationen  (CSOs)  und  …  statt.

5

Diese  Treffen  dienten  den  Regulierungsbehörden  der  Europäischen  Kommission  als  wichtiges  Forum,  um  Druck  auf  

die  Plattformen  auszuüben,  damit  diese  ihre  Regeln  zur  Inhaltsmoderation  ändern  und  zusätzliche  Zensurmaßnahmen  ergreifen.  

So  erkundigte  sich  die  Europäische  Kommission  beispielsweise  in  über  einem  Dutzend  Treffen  der  Untergruppe  Krisenreaktion  nach  den  

„Richtlinienänderungen“  der  Plattformen  „im  Zusammenhang  mit  der  Bekämpfung  von  Desinformation“.<sup>12</sup>

Ebenda,  

S.  12

10
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Ebenda,  Nr.  15 .

Interne  E-Mails  zwischen  Google-Mitarbeitern  (22.  Juni  2023),  siehe  Anlage  2;  siehe  unten  Abschnitt  III.F.

Mitarbeiter  von  Google  merkten  an,  dass  die  Teilnahme  an  den  Treffen  der  Untergruppe  „Kodex  für  Desinformation“  praktisch  

verpflichtend  sei  und  dass  die  Europäische  Kommission  weiterhin  maßgeblichen  Einfluss  auf  die  Tagesordnung  und  die  

Gruppenentscheidungen  habe.

Sowohl  vor  als  auch  nach  Inkrafttreten  des  DSA  richtete  die  Europäische  Kommission  mehrere  Foren  ein,  um  

regelmäßig  mit  Plattformen  über  Inhaltsmoderation  zu  sprechen,  darunter  den  Verhaltenskodex  gegen  Hassrede  und  den  

Verhaltenskodex  gegen  Desinformation.  Diese  Foren,  in  denen  insgesamt  über  100  Treffen  stattfanden,  bei  denen  

Regulierungsbehörden  die  Möglichkeit  hatten,  Druck  auf  Plattformen  auszuüben,  Inhalte  aggressiver  zu  zensieren,  waren  

angeblich  freiwillig  und  sollten  durch  einen  sogenannten  Regulierungsdialog  einen  „Konsens“  erzielen.<sup>13</sup>  

Nichts  davon  stimmte.  Wie  interne  Firmen-E-Mails  unmissverständlich  belegen,  wussten  die  Unternehmen,  dass  sie  „eigentlich  

keine  Wahl  hatten“,  ob  sie  diesen  freiwilligen  Initiativen  beitreten  sollten.<sup>14</sup>  Und  die  europäischen  

Regulierungsbehörden  führten  das  Geschehen:  Die  Agenden  wurden  „unter  starkem  Druck  der  EU-Kommission“  

festgelegt,  und  der  sogenannte  „Konsens“  wurde  unter  deren  Druck  erzielt.

Das  angeblich  „freiwillige“  und  „konsensbasierte“  europäische  Zensurregime  ist  weder  freiwillig  noch  konsensbasiert.

starker  Druck  seitens  der  Europäischen  Kommission.15

6
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Siehe  DSA  Censorship  Report  I,  supra  Fußnote  3,  Seite  31.

Siehe  z.  B.  Community  Standards,  META,  https://transparency.meta.com/policies/community-standards/  (zuletzt  besucht  am  [Datum  einfügen]).

Beispiele  hierfür  sind  Facebook,  Instagram,  YouTube  und  X.  Die  bemerkenswerte  Ausnahme  bildet  TikTok:  Das  Unternehmen  befindet  sich  

in  chinesischem  Besitz,  überführt  aber  seine  US-Aktivitäten  im  Rahmen  eines  von  Präsident  Trump  ausgehandelten  Deals  in  mehrheitlich  

amerikanische  Hände.  Siehe  Clare  Duffy,  „The  deal  to  secure  TikTok's  future  in  the  US  has  finally  closed“,  CNN  (23.  Januar  2026).

29.  Januar  2026);  YouTube-Community-Richtlinien,  YOUTUBE  -HILFE

2026),  https://transparencyreport.google.com/youtube-policy/removals  („Die  YouTube-Community-Richtlinien  werden  weltweit  einheitlich  

durchgesetzt,  unabhängig  davon,  wo  die  Inhalte  hochgeladen  werden.  Wenn  Inhalte  wegen  Verstoßes  gegen  unsere  Richtlinien  entfernt  

werden,  werden  sie  weltweit  entfernt.“);  Community-Richtlinien,  TikTok,  https://www.tiktok.com/support/

faq_detail?id=7543604781873371654  (zuletzt  abgerufen  am  29.  Januar  2026)  („Unsere  Community-Richtlinien  gelten  für  unsere  

globale  Community  und  alle  auf  TikTok  geteilten  Inhalte.“).

Siehe  die  Antwort  von  Rumble  Inc.  auf  eine  Anordnung  des  Büros  für  Menschenrechte  von  British  Columbia  zur  Vorlage  von  Aufzeichnungen  

(31.  August  2022);  Anlage  288  (Bestätigung,  dass  einige  Plattformen  derzeit  keine  detaillierten  Standortinformationen  von  Nutzern  erfassen).

https://support.google.com/youtube/answer/9288567?hl=en  (zuletzt  besucht  am  29.  Januar  2026);  Die  X-Regeln,  X,  https://

help.x.com/en/rules-and-policies/x-rules  (zuletzt  besucht  am  29.  Januar  2026);  Community-Richtlinien,  TikTok,  https://www.tiktok.com/

community-guidelines/en  (zuletzt  besucht  am  29.  Januar  2026).

Siehe  z.  B.  E-Mails  zwischen  Mitarbeitern  von  TikTok  und  Mitarbeitern  der  Europäischen  Kommission  (30.  Oktober  2020),  siehe  Beispiel  48.  23  Ebenda.

Siehe  z.  B.  Trevor  Wagener,  The  High  Cost  of  State-by-State  Regulation  of  Internet  Content  Moderation,  DISRUPTIVE  

COMPETITION  PROJECT  (17.  März  2021).

21

Ebenda;  siehe  z.  B.  Durchsetzung  der  YouTube-Community-Richtlinien,  GOOGLE  TRANSPARENCY  REPORT  (zuletzt  besucht  am  29.  Januar).

Jahre  vor  Inkrafttreten  des  DSA  hatte  die  Europäische  Kommission  die  Regeln  zur  Inhaltsmoderation  von  Plattformen  

zu  ihrem  Hauptziel  erklärt.  Während  der  COVID-19-Pandemie  drängten  hochrangige  Beamte  der  Europäischen  Kommission  die  

Plattformen,  ihre  Regeln  zur  Inhaltsmoderation  so  zu  ändern,  dass  Inhalte,  die  etablierte  Narrative  über  das  Virus  und  den  

Impfstoff  in  Frage  stellten,  weltweit  zensiert  werden  konnten.<sup>22</sup>  Mit  Zustimmung  von  EU-Präsidentin  Ursula  von  der  

Leyen  und  Vizepräsidentin  Vera  Jourová  fragte  die  Europäische  Kommission  die  Plattformen,  wie  sie  ihre  Nutzungsbedingungen  oder  

Praktiken  zur  Inhaltsmoderation  (Förderung/Abwertung)  im  Vorfeld  der  Einführung  von  COVID-19-Impfstoffen  aktualisieren  

wollten.<sup>23</sup>

Diese  Regeln  legen  die  Grenzen  dessen  fest,  was  im  modernen  öffentlichen  Raum  zulässig  ist,  und  machen  sie  damit  zu  einem  

zentralen  Angriffspunkt  für  Regulierungsbehörden,  die  die  Deutungshoheit  über  die  öffentliche  Meinung  anstreben,  um  ihre  politische  

Macht  zu  festigen.  Entscheidend  ist,  dass  die  Regeln  zur  Inhaltsmoderation  von  Plattformen  global  gelten  –  und  dies  faktisch  auch  

müssen.<sup>18</sup>  Die  länderspezifische  Inhaltsmoderation  stellt  eine  erhebliche  Bedrohung  für  die  Privatsphäre  dar,  

da  Plattformen  den  genauen  Standort  jedes  Nutzers  bei  jeder  Anmeldung  kennen  und  speichern  müssten.<sup>19</sup>  In  Zeiten,  

in  denen  Nutzer  virtuelle  private  Netzwerke  (VPNs)  frei  nutzen  können,  um  ihren  Standort  zu  simulieren  und  ihre  persönlichen  

Daten  zu  schützen,  ist  die  länderspezifische  Inhaltsmoderation  zudem  ineffektiv.<sup>20</sup>

Die  Europäische  Kommission  übte  erfolgreich  Druck  auf  große  Social-Media-Plattformen  aus,  ihre  globalen  

Regeln  zur  Inhaltsmoderation  zu  ändern,  und  griff  damit  direkt  in  die  Online-Meinungsfreiheit  der  Amerikaner  in  
den  Vereinigten  Staaten  ein.

Die  meisten  großen  Social-Media-  oder  Video-Sharing-Plattformen  haben  ihren  Sitz  in  den  Vereinigten  Staaten16  und  

verwenden  einheitliche,  globale  Regeln,  die  festlegen,  welche  Inhalte  auf  der  Plattform  veröffentlicht  werden  dürfen  und  welche  nicht.17

Das  Internet  ist  global,  und  die  

Plattformen  regulieren  sich  dementsprechend.  Das  bedeutet:  Wenn  europäische  Regulierungsbehörden  Druck  auf  Social-Media-

Unternehmen  ausüben,  ihre  Regeln  zur  Inhaltsmoderation  zu  ändern,  hat  dies  Auswirkungen  darauf,  was  Amerikaner  in  den  USA  

online  sagen  und  sehen  können.  Europäische  Zensurgesetze,  die  die  Regeln  zur  Inhaltsmoderation  betreffen,  stellen  daher  eine  

direkte  Bedrohung  für  die  Meinungsfreiheit  in  den  USA  dar.

7

zusätzlich  zu  den  immensen  Kosten,  die  dadurch  für  Plattformen  jeder  Größe  entstehen.

19

18

16

17

20

21

22

Machine Translated by Google



Der  Druck  zur  Änderung  der  Regeln  für  die  Inhaltsmoderation  im  Zusammenhang  mit  COVID-19-Impfstoffen  

kam  von  höchster  Stelle  der  Europäischen  Kommission.

8
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Siehe  beispielsweise  Tagesordnung:  Sitzung  der  Untergruppe  Krisenreaktion  der  Ständigen  Arbeitsgruppe  (14.  Dezember  2023),  siehe  Anlage  196

Siehe  unten  Abschnitt  III.

(Hervorhebung  hinzugefügt).

24

Vor  nur  drei  Jahren  nutzte  die  Europäische  Kommission  die  Sitzungen  der  Untergruppe  „Krisenreaktion  auf  

den  Desinformationskodex“,  um  Plattformen  wie  YouTube  und  TikTok  zu  ihren  „neuen  Entwicklungen  

und  Maßnahmen  im  Kampf  gegen  Desinformation“  zu  befragen  und  ging  dabei  insbesondere  auf  „politische  

Änderungen“  ein.25

Der  Desinformationskodex,  der  Hassredekodex  und  die  Treffen  des  EU-Internetforums  boten  der  Europäischen  

Kommission  über  100  Gelegenheiten,  Druck  auf  Plattformen  auszuüben,  damit  diese  ihre  Richtlinien  zur  

Inhaltsmoderation  ändern  und  Online-Narrative  zu  Impfstoffen  und  anderen  wichtigen  Themen  identifizieren.

Während  der  Zensurkampagne  der  Europäischen  Kommission,  die  unzähligen

Zum  Beispiel  bei  über  einem  Dutzend  Gelegenheiten  im  Laufe  der

Eine  typische  Tagesordnung  für  Treffen  zwischen  der  Europäischen  Kommission,  Plattformen  und  NGOs,  bei  denen  

die  Kommission  Druck  ausübte,  um  die  Richtlinien  zur  Inhaltsmoderation  zu  ändern.

9

Politische  Themen  sollten  zensiert  werden.

25

24
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Zusammenfassung  der  Aktualisierung  der  TikTok-Community-Richtlinien  (20.  März  2024),  siehe  Beispiel  8.

Verordnung  (EU)  2022/2065  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  19.  Oktober  2022  über  einen  Binnenmarkt  für  digitale  Dienste  und  zur  

Änderung  der  Richtlinie  2000/31/EG  (Gesetz  über  digitale  Dienste),  ABl.  2022  (L  277)  Art.  36,  52  (nachfolgend  „Gesetz  über  digitale  Dienste“).

TikTok  Community  Guidelines  Survey,  siehe  Beispiel  15.

29  Ebenda  (Hervorhebung  im  Original).

TikTok  hat  seine  globalen  Community-Richtlinien  geändert,  um  dem  DSA  zu  entsprechen.

Diese  jahrzehntelange  Kampagne  war  erfolgreich:  Plattformen  änderten  ihre  Regeln  zur  Inhaltsmoderation  

und  zensierten  weltweit  Äußerungen  als  direkte  Reaktion  auf  den  Druck  des  DSA  und  der  Europäischen  Kommission.  

So  begann  TikTok  beispielsweise  2023,  seine  globalen  Community-Richtlinien  mit  dem  ausdrücklichen  Ziel  zu  

bearbeiten,  „die  Bestimmungen  des  Digital  Services  Act  zu  erfüllen“.<sup>27</sup>

Der  Druck  auf  die  Plattformen,  den  europäischen  Zensurvorgaben  nachzukommen,  hat  sich  nur  noch  verstärkt.

Nachdem  der  DSA  im  Oktober  2022  in  Kraft  getreten  war,  warnte  die  Europäische  Kommission  die  Plattformen,  

dass  sie  ihre  globalen  Regeln  zur  Inhaltsmoderation  an  den  DSA  anpassen  müssten,  andernfalls  drohten  ihnen  

Geldstrafen  von  bis  zu  sechs  Prozent  ihres  weltweiten  Umsatzes  und  ein  möglicher  Ausschluss  vom  europäischen  
Markt.26

10

Diese  neuen  Zensurregeln  traten  2024  in  Kraft.  Als  Reaktion  auf  die  jahrzehntelange  Zensurkampagne  

der  Europäischen  Kommission  führte  TikTok  neue  Regeln  zur  Zensur  „marginalisierender  Äußerungen“  ein,  

darunter  „kodierte  Aussagen“,  die  „ungleiche  Behandlung  normalisieren“,  „Falschinformationen,  die  das  Vertrauen  

der  Öffentlichkeit  untergraben“,  „aus  dem  Kontext  gerissene  Medieninhalte“  und  „falsch  dargestellte  

offizielle  Informationen“.<sup>28</sup>  Diese  Standards  sind  von  Natur  aus  subjektiv  und  lassen  sich  leicht  gegen  

die  politische  Opposition  der  Europäischen  Kommission  instrumentalisieren.  Tatsächlich  belegen  interne  Dokumente,  

dass  TikTok  weltweit  systematisch  korrekte  Informationen  zensierte ,  um  den  Zensurforderungen  der  Europäischen  

Kommission  gemäß  dem  Digital  Services  Act  (DSA)  nachzukommen.  Das  Dokument,  das  diese  Änderungen  

beschreibt,  bestätigte,  dass  die  Aktualisierungen  –  wie  vom  Rechtsteam  empfohlen  –  „hauptsächlich  der  Einhaltung  des  

Digital  Services  Act  (DSA)  dienten“.<sup>29</sup>

27

26

28
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Als  Reaktion  auf  den  Druck  der  Europäischen  Kommission  änderte  TikTok  seine  globalen  Community-Richtlinien,  um  wahre  

Informationen  zu  zensieren  und  die  Meinungsfreiheit  von  Amerikanern  in  den  Vereinigten  Staaten  direkt  zu  beeinträchtigen.

11
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32

30

31

Die  Europäische  Kommission  hat  nicht  nur  die  Meinungsfreiheit  der  Amerikaner  in  den  Vereinigten  Staaten  beeinträchtigt,  indem  sie  

Plattformen  unter  Druck  setzte,  ihre  globalen  Richtlinien  zur  Inhaltsmoderation  zu  ändern,  sondern  sie  hat  auch  gezielt  versucht,  amerikanische  

Inhalte  zu  zensieren.

Die

Auch  wurden  diese  Maßnahmen  als  Reaktion  auf  den  DSA  eingeführt.  Während  einer  Präsentation  vor  der  Europäischen  Kommission  im  Juli  

2023  merkte  TikTok  an,  dass  „Abteilungen  mit  täglichen  Aktivitäten,  die  sich  mit  dem  DSA  überschneiden,  wie  z.  B.  Trust  &  Safety“,  den  DSA  

unterliegen.30  Diese  internen  Dokumente  legen  nahe,  dass  TikTok  wesentliche  Teile  seiner  umfangreichen  Inhaltsmoderationssysteme  

geändert  hat,  um  den  Anforderungen  der  Europäischen  Kommission  zu  entsprechen.

Die  Dokumente  deuten  darauf  hin,  dass  dies  möglicherweise  nicht  die  einzigen  Änderungen  im  Bereich  der  Inhaltsmoderation  waren.

Sie  erhielten  neue  Richtlinien,  Regeln  und  Standardarbeitsanweisungen,  um  diese  einzuhalten.

Der  Fokus  der  Europäischen  Kommission  auf  globalen  Inhaltsmoderationsregeln  bleibt  bestehen:  Im  Mai  2025  teilte  die  Europäische  

Kommission  den  Plattformen  auf  einem  nicht-öffentlichen  „DSA-Workshop“  ausdrücklich  mit,  dass  die  „kontinuierliche  Überprüfung  der  [globalen]  

Community-Richtlinien“  eine  bewährte  Methode  zur  Einhaltung  des  DSA  sei.31

Zu  den  „Best  Practices“  der  Europäischen  Kommission  für  die  Einhaltung  der  DSA-Vorgaben  gehören  „kontinuierliche“  Änderungen  der  

globalen  Regeln  zur  Inhaltsmoderation.

Die  Europäische  Kommission  konzentriert  sich  insbesondere  auf  die  Zensur  von  US-Inhalten.

Auch  dies  begann  während  der  COVID-19-Pandemie.  Im  November  2021  forderte  die  Europäische  Kommission  Informationen  

darüber  an,  wie  TikTok  „Desinformationen  über  die  COVID-19-Impfkampagne  für  Kinder,  beginnend  in  den  USA,  bekämpfen“  wolle.  Konkret  

erkundigte  sie  sich  nach  TikToks  Plänen,  bestimmte  „Behauptungen“  über  die  Wirksamkeit  des  COVID-19-Impfstoffs  bei  Kindern  zu  

„entfernen“.32

12

Beispiel  3.

TikTok-Präsentation:  Digital  Services  Act,  Überblick  zur  Bereitschaft  für  die  Europäische  Kommission  (17.  Juli  2023),  siehe

Europäische  Kommission  -  DSA-Workshop  zur  systemischen  Risikobewertung  (7.  Mai  2025),  siehe  Anlage  206.

E-Mails  zwischen  Mitarbeitern  von  TikTok  und  Mitarbeitern  der  Europäischen  Kommission  (5.  November  2021),  siehe  Anlage  58.
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33

Die  Regulierungsbehörden  der  Europäischen  Kommission  haben  TikTok  aufgefordert,  US-amerikanische  Behauptungen  über  COVID-19-Impfstoffe  für  

Kinder  zu  zensieren.

YouTube  sollte  intern  Stellung  nehmen  und  schriftlich  darlegen,  warum  der  Film  nicht  zensiert  worden  war.<sup>33</sup>  YouTube  

reagierte  umgehend  auf  die  Anfrage  der  Europäischen  Kommission  und  erklärte,  den  betreffenden  Film  nach  deren  Meldung  entfernt  zu  

haben.<sup>34</sup>  Kurz  gesagt,  die  Europäische  Kommission  betrachtete  die  amerikanischen  Debatten  über  Impfungen  als  in  ihren  

Zuständigkeitsbereich  fallend.

Ein  Jahr  später  übten  die  Regulierungsbehörden  der  Europäischen  Kommission  Druck  auf  die  Plattformen  aus,  einen  

amerikanischen  Dokumentarfilm  über  Impfstoffe  zu  entfernen,  und  forderten  YouTube,  Twitter  und  TikTok  auf,  dies  zu  überprüfen.

Die

Der  Fokus  der  Europäischen  Kommission  auf  die  Meinungsfreiheit  in  den  USA  beschränkte  sich  nicht  allein  auf  Inhalte  im  Zusammenhang  

mit  COVID-19.  Politische  Beamte  in  den  höchsten  Ebenen  der  Europäischen  Kommission  übten  Druck  auf  TikTok  aus,  US-Inhalte  im  Vorfeld  der  US-

Präsidentschaftswahlen  2024  aggressiver  zu  zensieren.

13

E-Mails  zwischen  Mitarbeitern  der  Europäischen  Kommission  und  Unterzeichnern  des  Verhaltenskodex  gegen  Desinformation  (8.  Dezember  2022),  siehe  Anlage  96.  34  Ebenda.
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Interview:  Bericht,  FOX  BUSINESS  (13.  August  2024).

38

36  
Ebenda.

35

37  Ebenda.

39

40

In  einem  Brief  vom  August  2024  an  Elon  Musk  warnte  Kommissar  Breton,  dass  die  Europäische  Kommission  „ihre  Instrumente  

voll  ausschöpfen“  werde,  falls  X  es  nicht  schaffe,  Musks  Interview  mit  Präsident  Trump  angemessen  zu  zensieren.

Breton  drohte  X  mit  regulatorischen  Vergeltungsmaßnahmen  

gemäß  dem  DSA,  weil  das  Unternehmen  in  den  USA  ein  Live-

Interview  mit  Präsident  Trump  veranstaltet  hatte.  Er  warnte,  dass  

„Ausläufer“  der  US-amerikanischen  Meinungsäußerung  in  die  EU  

die  Kommission  veranlassen  könnten,  Vergeltungsmaßnahmen  

gegen  X  gemäß  dem  DSA  zu  ergreifen.<sup>36</sup>  Breton  

drohte,  die  Europäische  Kommission  werde  „nicht  zögern,  alle  ihr  zur  Verfügung  stehenden  Mittel  auszuschöpfen“,  um  diese  

zentrale  amerikanische  politische  Meinungsäußerung  zu  unterdrücken.<sup>37</sup>  Als  Reaktion  auf  Bretons  Drohungen  

sandte  der  Ausschuss  zwei  Schreiben,  in  denen  er  darlegte,  wie  seine  Drohungen  die  Meinungsfreiheit  in  den  USA  

untergruben  und  eine  Einmischung  in  die  US-Präsidentschaftswahl  darstellten.<sup>38</sup>  Kurz  darauf  trat  Breton  zurück.<sup>39</sup>

Am  berüchtigtsten  ist  wohl  der  Fall  des  damaligen  EU-

Binnenmarktkommissars  Thierry  Breton,  der  im  August  2024  

einen  Brief  an  Elon  Musk,  den  Eigentümer  von  Unternehmen  

X,  schickte  –  kurz  vor  Musks  Interview  mit  Präsident  Donald  Trump.35

Der  ehemalige  EU-Kommissar  Thierry  Breton

Die  Europäische  Kommission  versuchte,  Bretons  Brief  an  Musk  als  nicht  genehmigte  Einzelaktion  eines  eigenmächtig  

handelnden  Kommissars  herunterzuspielen.40  Doch  Monate  vor  Bretons  Brief  an  Musk

14

Siehe  Lorne  Cook,  Ein  französisches  Mitglied  der  Europäischen  Kommission  tritt  zurück  und  kritisiert  Präsidentin  von  der  Leyen,

Schreiben  des  Abgeordneten  Jim  Jordan,  Vorsitzender  des  Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses,  an  Herrn  Thierry  Breton,  Kommissar  für  den  

Binnenmarkt  der  Europäischen  Kommission  (15.  August  2024);  Schreiben  des  Abgeordneten  Jim  Jordan,  Vorsitzender  des  Justizausschusses  des  

Repräsentantenhauses,  an  Herrn  Thierry  Breton,  Kommissar  für  den  Binnenmarkt  der  Europäischen  Kommission  (10.  September  2024).

Brief  von  Herrn  Thierry  Breton,  Kommissar  für  den  Binnenmarkt  der  Europäischen  Kommission,  an  Herrn  Elon  Musk,  Eigentümer  von  X

Corp.  (12.  August  2024).

AP  (16.  September  2024).

Siehe  Bradford  Betz:  EU-Regulierungsbehörden  hatten  keine  Befugnis,  Musk  vor  der  Verbreitung  „schädlicher  Inhalte“  mit  Trump  X  zu  warnen.
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E-Mails  zwischen  Mitarbeitern  von  TikTok  und  Mitarbeitern  der  Europäischen  Kommission  (28.  Mai  2024),  siehe  Anlage  27.

Ebenda,  S.  43 .

wollte  über  „beides“  sprechen.43

Im  Mai  2024  wird  der  Vizepräsident  der  Europäischen  Kommission

In  einem  ähnlichen  Schreiben  forderten  auch  andere  hochrangige  Beamte  der  Europäischen  Kommission  von  den  Führungskräften  der  großen  

Technologiekonzerne  mehr  Informationen  darüber,  wie  diese  die  Äußerungen  im  Zusammenhang  mit  den  Wahlen  im  Vorfeld  der  US-

Präsidentschaftswahlen  2024  moderieren  wollen.

Jourova  reiste  nach  Kalifornien,  um  sich  mit  Vertretern  führender  

Technologieplattformen  zu  treffen.  Während  dieser  Reise  traf  sie  sich  mit  

TikTok-CEO  Shou  Chew  und  dem  Leiter  für  Vertrauen  und  Sicherheit  von  

TikTok,  um  unter  anderem  die  „Wahlvorbereitungen“  zu  

besprechen.<sup>41</sup>  TikTok  bat  um  Bestätigung,  ob  die  

Vizepräsidentin  der  Europäischen  Kommission  die  weite  Reise  nach  

Kalifornien  auf  sich  nahm,  um  ein  Treffen  abzuhalten,  das  „hauptsächlich  

auf  die  EU  ausgerichtet  war“,  oder  ob  sie  „sowohl  die  EU-  als  auch  die  US-

Wahlvorbereitungen“  besprechen  wollte.<sup>42</sup>  Die  Europäische  Kommission  bestätigte,  dass  Vizepräsidentin  Jourova
Vera  Jourova

Die  Vizepräsidentin  der  Europäischen  Kommission,  Vera  Jourova,  bat  TikTok  um  ein  Gespräch  über  die  

„Vorbereitungen  für  die  US-Wahlen“  im  Vorfeld  der  US-Präsidentschaftswahlen  2024.

Ehemaliger  EU-Vizepräsident

15

41

42
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C/2024/3014  (26.  April  2024)  (nachfolgend  „DSA-Wahlrichtlinien“)  (Hervorhebung  im  Original).

Leitlinien  der  Kommission  für  Anbieter  von  sehr  großen  Online-Plattformen  und  sehr  großen  Online-Suchmaschinen  zur  Minderung  

systemischer  Risiken  für  Wahlprozesse  gemäß  Artikel  35  Absatz  3  der  Verordnung  (EU)  2022/2065  Nr.  2022

Interne  Meta-Auswertung  des  Runden  Tisches  zu  den  DSA-Wahlrichtlinien  (1.  März  2024),  siehe  Anlage  243.

US-Behörden  nutzten  diese  Taktik  vor  der  Präsidentschaftswahl  2020,  um  eine  wahre  Geschichte  über  die  Einflussnahme  der  Familie  Biden  als  

russische  Desinformation  darzustellen.  Infolgedessen  zensierten  die  großen  Technologiekonzerne  die  wahren  Fakten  in  den  Wochen  vor  der  Wahl.  Siehe :  
Mitarbeiter  des  Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses  und  des  ausgewählten  Unterausschusses  zur  Waffennutzung  der  Bundesregierung  des  

Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses ,  118.  Kongress ,  Wahlbeeinflussung :  Wie  das  FBI

46

„PREBUNKED“  –  EINE  WAHRE  GESCHICHTE  ÜBER  DIE  KORRUPTION  DER  BIDEN-  FAMILIE  IM  VORAUS  DER  PRÄSIDENTSCHAFTSWAHL  2020

WAHL  (Comm.  Print  30.  Oktober  2024).

•  „Maßnahmen  zur  Verringerung  der  Verbreitung  von  Desinformation  einführen“;

•  „Aktualisierung  und  Verfeinerung  von  Richtlinien,  Verfahren  und  Algorithmen“,  um  den  Zensurvorgaben  der  EU  zu  

entsprechen;

Die  Europäische  Kommission  greift  regelmäßig  in  nationale  Wahlen  der  EU-Mitgliedstaaten  ein.

Die  Europäische  Kommission  versucht,  Einfluss  auf  die  EU-Mitgliedstaaten  zu  nehmen,  indem  sie  die  politische  Meinungsäußerung  

während  Wahlperioden  kontrolliert.  Besonders  auffällig  ist,  dass  die  Europäische  Kommission  2024  die  DSA-Wahlleitlinien  erließ,  die  

Plattformen  verpflichten,  im  Vorfeld  wichtiger  europäischer  Wahlen  zusätzliche  Zensurmaßnahmen  zu  ergreifen,  wie  beispielsweise:

Sprachgesetz  und  EUIF-Dokumente;

•  „Anpassung  ihrer  Geschäftsbedingungen .“

•  Einhaltung  der  im  Desinformationskodex  dargelegten  „Best  Practices“,  der  Hassbekämpfung

Aber  dahinter

•  „Entwicklung  und  Anwendung  von  Impfmaßnahmen,  die  präventiv  44  und

Widerstandsfähigkeit  gegenüber  möglichen  und  zu  erwartenden  Desinformationsnarrativen;

•  Beiträge,  die  von  regierungsnahen,  linken  Medien  als  „Desinformation“  eingestuft  werden,  werden  als  „Kennzeichnung“  bezeichnet.

Hinter  verschlossenen  Türen  stellte  die  Europäische  Kommission  klar,  dass  die  Wahlleitlinien  verbindlich  seien.

Prabhat  Agarwal,  Leiter  der  DSA-Durchsetzungseinheit  der  Kommission,  bezeichnete  die  Leitlinien  als  Mindeststandard  für  die  Einhaltung  der  

DSA-Vorschriften  und  erklärte  den  Plattformen,  dass  sie,  falls  sie  von  den  bewährten  Verfahren  abwichen,  „gleichwertige  oder  bessere  

alternative  Maßnahmen“  ergreifen  müssten.47

um  die  Reichweite  deutlich  zu  verringernDie

•  Zusätzliche  Maßnahmen  zur  Bekämpfung  von  „geschlechtsspezifischer  Desinformation“  ergreifen.45

16

Faktenchecker  der  Flügel;

Diese  DSA-Wahlrichtlinien  wurden  als  freiwillige  Best  Practices  bezeichnet.

und  die  Auswirkungen  von  generativen  KI-Inhalten,  die  Desinformation  oder  Fehlinformationen  

darstellen“;

Darüber  hinaus  hatten  die  Vorgaben  der  Europäischen  Kommission  zur  Wahlzensur  wahrscheinlich  extraterritoriale  

Auswirkungen.  Beispielsweise  müssen  Unternehmen  in  obligatorischen  Berichten  an  die  Europäische  Kommission  Informationen  offenlegen.

Ebenda,  

Nr.  47

46

44

45
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Siehe  beispielsweise  die  E-Mail  von  Meta  an  die  Europäische  Kommission  (10.  Juli  2024),  siehe  Anlage  166;  Tagesordnung  für  die  11.  Sitzung

Siehe  z.  B.  ebenda;  E-Mail  von  Meta  an  die  Europäische  Kommission  (10.  Juli  2024),  siehe  Beispiel  166.

EU-Unterstützungszentrum  für  internationale  Sicherheit  und  Grenzmanagement  in  Moldau  zum  Thema  „Bekämpfung  ausländischer  

Informationsmanipulation  und  Einmischung“  (18.  September  2024),  siehe  Beispiel  251.

Siehe  unten  Abschnitt  VBiv.
50

48

49

vor  den  Wahlen  wurden  Treffen  von  nationalen  Regulierungsbehörden,  linken  Nichtregierungsorganisationen  und  Plattformen  einberufen.

Seit  dem  Inkrafttreten  des  DSA  im  Jahr  2023  hat  die  Europäische  Kommission  Plattformen  unter  Druck  gesetzt,  

Inhalte  im  Vorfeld  nationaler  Wahlen  in  der  Slowakei,  den  Niederlanden,  Frankreich,  Moldawien,  Rumänien  und  Irland  sowie  der  EU-

Wahlen  im  Juni  2024  zu  zensieren.50  Nichtöffentliche  Dokumente,  die  dem  Ausschuss  auf  Vorladung  hin  vorgelegt  wurden,  

belegen,  wie  die  Europäische  Kommission  regelmäßig  Druck  auf  Plattformen  im  Vorfeld  nationaler  Wahlen  in  EU-Mitgliedstaaten  

ausübte,  um  konservative  oder  populistische  politische  Parteien  zu  benachteiligen.

Die  Kommission  legt  die  standardmäßigen  wahlbezogenen  „Richtlinien,  Instrumente  und  Prozesse“  des  Unternehmens  fest.48  Die  

Europäische  Kommission  steht  regelmäßig  mit  großen  Social-Media-Plattformen  in  Kontakt,  um  zu  erörtern,  welche  Änderungen  im  

Zusammenhang  mit  Wahlen  vorgenommen  werden  sollten,  und  veranstaltet  Diskussionen  zum  Thema  DSA  in  Nicht-EU-Ländern.

Nichtöffentliche  Sitzungsagenden  und  Protokolle  zeigen,  dass  die  Europäische  Kommission  regelmäßig
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55

54

51

53

56

58

57

57

51

56

•  „Es  gibt  nur  zwei  Geschlechter“;

•  „Kinder  können  nicht  trans  sein“;

In

Diese  Aussagen  sind  keine  „Hassrede“,  sondern  politische  Meinungen  zu  einem  aktuellen,  kontroversen  wissenschaftlichen  und  

medizinischen  Thema.  TikTok  selbst  merkte  an,  dass  einige  dieser  politischen  Meinungen  „in  den  slowakischen  politischen  

Diskussionen  üblich“  seien.<sup>55</sup>  Dennoch,  unter  dem  Druck  der  Europäischen  Union,  …

Die  Kommission  erklärte,  TikTok  habe  diese  Behauptungen  im  Vorfeld  der  nationalen  Parlamentswahlen  in  der  Slowakei  zensiert.

Die  Europäische  Kommission  ergriff  während  der  rumänischen  Präsidentschaftswahlen  2024  ihre  schärfsten  

Zensurmaßnahmen.  Im  Dezember  2024  annullierte  das  rumänische  Verfassungsgericht  die  Ergebnisse  des  ersten  Wahlgangs  der  

Präsidentschaftswahlen  des  Vormonats,  den  der  wenig  bekannte  unabhängige  populistische  Kandidat  Cálin  Georgescu  

gewonnen  hatte,  nachdem  rumänische  Geheimdienste  behauptet  hatten,  Russland  habe  Georgescu  verdeckt  durch  eine  koordinierte  

TikTok-Kampagne  unterstützt.

•  „Ich  denke,  dass  die  LGBTI-Ideologie,  die  Gender-Ideologie  und  die  Transgender-Ideologie  eine  große

Die  slowakischen  Wahlen  2023  sind  ein  wichtiges  Beispiel.  Die  internen  Richtlinien  von  TikTok  zur  

Inhaltsmoderation  zeigen,  dass  TikTok  unter  dem  Druck  europäischer  Zensurbehörden  folgende  „Hassrede“  zensierte:

Die  Europäische  Kommission  half  auch  bei  der  

Organisation  von  „Schnellreaktionssystemen“,  in  denen  von  der  Regierung  genehmigte  Dritte  befugt  waren,  Maßnahmen  zu  ergreifen.

um  zu  erörtern,  welche  politischen  Meinungen  zensiert  werden  sollten.

TikTok  stellte  vorrangige  Zensuranträge,  die  fast  ausschließlich  die  Opposition  der  Regierungspartei  betrafen.ÿ²  TikTok  

meldete  der  Europäischen  Kommission,  dass  es  im  Vorfeld  der  EU-Wahlen  2024  über  45.000  angebliche  „Falschinformationen“  

zensiert  habe,  darunter  auch  eindeutig  politische  Äußerungen  zu  Themen  wie  „Migration,  Klimawandel,  Sicherheit  und  Verteidigung  

sowie  LGBTQ-Rechte“.ÿ³

In  seinen  Eingaben  an  die  Europäische  Kommission,  die  die  unbewiesene  Behauptung  russischer  Einmischung  nutzte,  um  die  

Inhaltsmoderationspraktiken  von  TikTok  zu  untersuchen,  erklärte  TikTok,  dass  es  „keine  Beweise  für  ein  koordiniertes  Netzwerk  von  

25.000  Konten  im  Zusammenhang  mit  Herrn  Georgescus  Wahlkampf  gefunden  hat  und  auch  keine  vorgelegt  bekommen  hat“  –  die  

zentrale  Behauptung  der  Geheimdienste.58

•  „Wir  müssen  die  Sexualisierung  von  Jugendlichen/Kindern  stoppen.“

„eine  Bedrohung  für  die  Slowakei,  genau  wie  Korruption“;  und

•  „Gezielte  Falschgeschlechtszuordnung.“54

18

Interne  TikTok-Dokumente,  die  dem  Ausschuss  vorgelegt  wurden,  scheinen  diese  Darstellung  zu  widerlegen.

Antwort  von  TikTok  auf  die  Anfrage  der  Kommission  (7.  Dezember  2024),  siehe  Anlage  266.

Siehe  beispielsweise  die  Antwort  von  TikTok  auf  die  Informationsanfrage  der  Kommission  (13.  Dezember  2024),  Anlage  268;  Antwort  von  TikTok  auf  die  Informationsanfrage  der  Kommission

Interne  TikTok-Richtlinien  zur  Inhaltsmoderation  für  die  slowakischen  Wahlen  2023  (22.  September  2023),  siehe  Beispiel  224.

Siehe  unten  Abschnitt  VB  52  
Id.

TikTok  2024  European  Parliament  Elections  Confidential  Report  (24.  September  2024),  siehe  Ex.  253.

Siehe  Thomas  Grove  &  Alan  Cullison,  Rumänien  sagt  Wahl  nach  Vorwürfen  russischer  Einflussnahme  ab,  WALL.  ST.  J.

(6.  Dezember  2024).

Ausweis.

(7.  Dezember  2024),  Beispiel  266.
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INTELLINEWS  (22.  Dezember  2024).
60

59

61

Die  Europäische  Kommission  instrumentalisiert  die  DSA  weiterhin,  um  Inhalte  jenseits  ihrer  Grenzen  zu  
zensieren.

TikTok  teilte  der  Europäischen  Kommission  mit,  dass  es  „keine  Beweise  gefunden  oder  vorgelegt  bekommen“  habe.

Ende  Dezember  2024  ergaben  Medienberichte  unter  Berufung  auf  Beweise  der  rumänischen  Steuerbehörde,  dass  die  angebliche  

russische  Einmischungskampagne  tatsächlich  von  einer  anderen  rumänischen  Partei  finanziert  worden  war.<sup>59</

sup>  Die  Wahlergebnisse  wurden  jedoch  nie  wiederhergestellt,  und  im  Mai  2025  gewann  der  vom  Establishment  

favorisierte  Kandidat  die  Präsidentschaftswahl  in  Rumänien  bei  der  Nachwahl.<sup>60</sup>

Beweise“  zur  Unterstützung  der  zentralen  Behauptung  der  rumänischen  Behörden  über  russische  Einmischung.

Nach  einem  Jahrzehnt  der  Zensur  setzt  die  Europäische  Kommission  ihre  Abkehr  von  Europas  historischem  Bekenntnis  

zur  Meinungsfreiheit  fort.

Im  Dezember  2025  verhängte  die  Europäische  Kommission  ihre  erste  Geldbuße  nach  dem  Digital  Services  Act  

gegen  X  wegen  einer  Reihe  lächerlicher  Verstöße  –  ein  offensichtlich  vorgeschobener  Versuch,  die  Plattform  für  ihr  Engagement  

für  die  Meinungsfreiheit  zu  bestrafen.61  Die  Europäische  Kommission  verhängte  gegen  X  eine  Geldbuße  in  Höhe  von  120  Millionen  

Euro  –  etwas  weniger  als  die  gesetzliche  Höchstgrenze  von  sechs  Prozent  des  weltweiten  Umsatzes  –  wegen  angeblicher  Verstöße.

19

Siehe  Sarah  Rainsford  et  al.,  Liberaler  Bürgermeister  Dan  schlägt  Nationalist  in  angespanntem  Rennen  um  die  rumänische  Präsidentschaft,  BBC

Siehe  Denis  Cenusa,  Rumänische  Liberale  orchestrierten  Wahlkampffinanzierung  von  Georgescu,  wie  eine  Untersuchung  enthüllt,  BNE

(19.  Mai  2025).

Beschluss  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  19.  Oktober  2022  über  einen  Binnenmarkt  für  digitale  Dienste  und  zur  Änderung  

der  Richtlinie  2000/31/EG  (Digital  Services  Act);  Rechtssache  DSA.100101,  DSA.100102  und  DSA.100103  –  X  (ehemals  Twitter),  C(2025)  8630  

final;  siehe  Anlage  302  (nachfolgend  „X-Entscheidung“);  siehe  auch  House  Judiciary  GOP  (@JudicaryGOP),  X  (28.  Januar  2026,  16:09  Uhr),  https://

x.com/JudiciaryGOP/status/2016619751183724789.

Beschluss  der  Kommission  vom  5.12.2025  gemäß  Artikel  73  Absatz  1,  Artikel  73  Absatz  3  und  Artikel  74  Absatz  1  der  Verordnung  (EU)  2022/2065
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Gemeinsame  Mitteilung  an  das  Europäische  Parlament,  den  Rat,  den  Europäischen  Wirtschafts-  und  Sozialausschuss  und

Siehe  Brief  von  Thierry  Breton,  Kommissar  für  den  Binnenmarkt  der  Europäischen  Kommission,  an  den  Abgeordneten  Jim  Jordan,  Vorsitzender,

Ausweis.

H.  Ausschuss  für  die  Justiz  (21.  August  2024).

Ausschuss  der  Regionen:  Europäischer  Demokratie-Schild:  Stärkung  starker  und  widerstandsfähiger  Demokratien,  JOIN(2025)  791  final  

(nachfolgend  „Demokratie-Schild-Vorschlag“).

67  Ebenda.  Regierungen  könnten  dann  Plattformen  zwingen,  diese  Informationen  bereitzustellen,  um  anonyme  Sprecher,  mit  denen  sie  nicht  

einverstanden  sind,  ins  Visier  zu  nehmen.

X-Entscheidung,  siehe  Fußnote  61.

DSA  Censorship  Report  I,  supra  note  3,  at  28.

68

66

Union  der  Gleichstellung:  LGBTIQ+  Gleichstellungsstrategie  2026-2030,  EUROPÄISCHE  KOMMENTAR,  COM(2025)  725  final,  S.  6.

Die  Kommission  versucht  außerdem,  normale  demokratische  Prozesse  zu  

umgehen,  um  eine  einheitliche,  weitreichende  Definition  von  illegaler  „Hassrede“  in  ganz  Europa  zu  schaffen.

Im  Rahmen  des  von  Präsidentin  von  der  Leyen  initiierten  „Demokratie-Schutzschildes“  wird  die  Europäische  Kommission  

mindestens  zwei  neue  Zensurzentren  für  Regulierungsbehörden  und  linke  Nichtregierungsorganisationen  schaffen,  um  Druck  

auf  Plattformen  auszuüben,  konservative  Inhalte  zu  zensieren  –  das  Europäische  Zentrum  für  Demokratische  Resilienz  

und  das  Europäische  Netzwerk  der  Faktenchecker.

Trotz  der  Beteuerungen  der  Europäischen  Kommission,  dass  das  DSA  nur  in  der  EU  gelte,<sup>63</sup>  setzte  ihre  

Entscheidung  zu  X  das  DSA  extraterritorial  durch.  Die  Entscheidung  besagt,  dass  X,  ein  amerikanisches  Unternehmen,  gemäß  der  

DSA-Bestimmung  zum  Forscherzugang  amerikanische  Daten  an  Forscher  weltweit  weitergeben  muss  –  allein  aufgrund  

eines  europäischen  Gesetzes.<sup>64</sup>  Die  Europäische  Kommission  drohte  X  sogar  mit  einem  EU-Verbot,  sollte  das  

Unternehmen  ihren  Zensurforderungen  nicht  nachkommen.<sup>65</sup>  Die  Entscheidung  der  Europäischen  Kommission,  X  

mit  einer  Geldstrafe  zu  belegen,  ist  in  mindestens  zweierlei  Hinsicht  besorgniserregend:  Sie  bestraft  X  für  dessen  weltweiten  

Einsatz  für  die  Meinungsfreiheit  und  beansprucht  gleichzeitig  die  Befugnis,  das  DSA  global  durchzusetzen.  Genau  davor  hat  der  

Ausschuss  seit  über  einem  Jahr  gewarnt.

einschließlich  der  „Verfälschung“  der  Bedeutung  blauer  Häkchen  durch  Änderung  ihrer  Kennzeichnung  62

verliehen.

Mit  demselben  Vorschlag  strebt  die  Europäische  Kommission  eine  Erweiterung  des  

Desinformationskodex  um  Anforderungen  an  „Nutzerverifizierungstools“  an,  was  die  Anonymität  im  Internet  faktisch  beenden  

könnte,  da  Nutzer  ihre  Identität  nachweisen  müssten.

Zwei  jüngste  EU-Initiativen  drohen  zudem,  die  Krise  der  Meinungsfreiheit  in  Europa  zu  verschärfen.

Die  Europäische  Kommission  warf  X  vor,  gegen  das  DSA  verstoßen  zu  haben,  indem  es  die  Bedeutung  eines  blauen  Häkchens  

„missbraucht“  habe.

Dazu  gehören  sowohl  konventionelle  politische  Diskurse  als  auch  „Memes“.69  Die  europäische  Zensurbedrohung  lässt  nicht  nach.

Dies  würde  voraussetzen,  dass  jeder  EU-Mitgliedstaat  die  Definition  der  Kommission  übernimmt.
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67 ,  um  ein  Konto  zu  erstellen.

64

63

62

Ebenda,  

S.  66

68

65

69
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Der  Ausschuss  führt  seine  Untersuchung  zu  ausländischen  Zensurgesetzen  und  -vorschriften  durch.

** *

und  gerichtliche  Anordnungen  aufgrund  der  Gefahr,  die  sie  für  die  Meinungsfreiheit  von  Amerikanern  in  den  Vereinigten  

Staaten  darstellen.  Insbesondere  die  DSA  der  EU  stellt  eine  ernste  Gefahr  für  die  Online-Meinungsfreiheit  der  Amerikaner  

dar:  Die  Europäische  Kommission  hat  Technologieunternehmen  gezielt  unter  Druck  gesetzt,  ihre  globalen  Richtlinien  zur  

Inhaltsmoderation  zu  ändern,  und  dabei  gezielt  amerikanische  Meinungsäußerungen  und  Wahlen  ins  Visier  

genommen.  Die  extraterritorialen  Maßnahmen  der  Europäischen  Kommission  greifen  unmittelbar  in  die  amerikanische  

Souveränität  ein.  Der  Ausschuss  wird  weiterhin  an  gesetzlichen  Lösungen  arbeiten,  um  diese  existenzielle  

Bedrohung  für  das  wichtigste  Recht  der  Amerikaner  abzuwehren  und  ihr  wirksam  entgegenzuwirken.
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Siehe  X-Entscheidung,  oben  Anmerkung  61.

Siehe  beispielsweise  Pieter  Haeck,  „EU  wird  in  Trumps  Handelsgesprächen  nicht  über  Regelwerke  für  Technologie  verhandeln,  sagt  Brüssel“,  POLITICO

Brief  von  Herrn  Thierry  Breton,  Kommissar  für  den  Binnenmarkt  der  Europäischen  Kommission,  an  Herrn  Elon  Musk,  Eigentümer  von  X

Siehe  DSA-Zensurbericht  I,  oben ,  Fußnote  3;  Pressemitteilung  des  Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses,  Vorsitzender  Jordan.

Vorladungen  an  große  Technologiekonzerne  zur  Herausgabe  von  Informationen  über  ausländische  Zensur  amerikanischer  Meinungsäußerungen  

(26.  Februar  2025),  https://judiciary.house.gov/media/press-releases/chairmanjordan-subpoenas-big-tech-information-foreign-censorship-american.

(1.  Juli  2025)  („Die  Regeln  der  Europäischen  Union  zur  Inhaltsmoderation,  zum  digitalen  Wettbewerb  und  zur  künstlichen  Intelligenz“)

„Sind  nicht  verhandelbar  mit  den  USA“,  sagt  Henna  Virkkunen,  Technologiebeauftragte  der  Europäischen  Kommission.“);  Anhörung  zur  Bestätigung  von  

Henna  Virkkunen,  designierte  Exekutiv-Vizepräsidentin  der  Europäischen  Kommission,  gemeinsam  vom  Ausschuss  für  Industrie,  Forschung  und  Energie  und  dem  

Ausschuss  für  Binnenmarkt  und  Verbraucherschutz  des  Europäischen  Parlaments,  Berichtsanhörung,  S.  13-16  (12.  November  2024).

Corp.  (12.  August  2024).

Ausschuss  für  Justiz  an  Herrn  Satya  Nadella,  CEO  von  Microsoft  (26.  Februar  2025)  (mit  beigefügter  Vorladung);  Schreiben  von  Abgeordnetem  Jim  Jordan,  Vorsitzender  

des  Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses,  an  Herrn  Christopher  Pavlovski,  Vorsitzender  und  CEO  von  Rumble  (26.  Februar  2025)  (mit  beigefügter  Vorladung);  

Schreiben  von  Abgeordnetem  Jim  Jordan,  Vorsitzender  des  Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses,  an  Herrn

Schreiben  des  Abgeordneten  Jim  Jordan,  Vorsitzender  des  Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses,  an  Herrn  Timothy  Cook,  CEO  von  Apple  (26.  Februar  2025)  

(mit  beigefügter  Vorladung);  Schreiben  des  Abgeordneten  Jim  Jordan,  Vorsitzender  des  Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses,  an  Herrn  Andy  Jassy,  Präsident  und  

CEO  von  Amazon ...

Sundar  Pichai,  CEO,  Alphabet  (26.  Februar  2025)  (beigefügte  Vorladung);  Schreiben  von  Abgeordnetem  Jim  Jordan,  Vorsitzender  des  Repräsentantenhauses.

Ausschuss  für  Justiz  an  den  Verantwortlichen  für  die  Aufbewahrung  der  Unterlagen,  TikTok  (26.  Februar  2025)  (mit  beigefügter  Vorladung);  Schreiben  des  Abgeordneten.

Schreiben  von  Jim  Jordan,  Vorsitzender  des  Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses,  an  Linda  Yaccarino,  CEO  von  X  (26.  Februar  2025)  (mit  beigefügter  

Vorladung);  Schreiben  von  Jim  Jordan,  Vorsitzender  des  Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses,  an  Mark  Zuckerberg,  CEO  von  Meta  (26.  Februar  2025)  (mit  

beigefügter  Vorladung);  Schreiben  von  Jim  Jordan,  Vorsitzender  des  Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses,  an  Steve  Huffman,  CEO  und  Präsident  von  Reddit  

(17.  April  2025)  (mit  beigefügter  Vorladung);  Schreiben  von  Jim  Jordan,  Vorsitzender  des  Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses,  an  Sam  Altman,  CEO  von  

OpenAI  (5.  November  2025)  (mit  beigefügter  Vorladung).

DSA  Zensurbericht  I,  siehe  Fußnote  3.

74

71

75

I.  Ermittlungsgeschichte

Der  Ausschuss  dokumentierte  seine  ersten

Europäische  Regulierungsbehörden  nutzen  den  DSA,  um:  (1)  Kernfragen  der  politischen  Meinungsäußerung  zu  erfassen,  die  weder  schädlich  noch

Ausländische  Gesetze,  Verordnungen  und  Gerichtsbeschlüsse  zwingen,  nötigen  oder  beeinflussen  Unternehmen  dazu,  die  

Meinungsfreiheit  in  den  Vereinigten  Staaten  zu  zensieren.70  Der  Fokus  des  Ausschusses  auf  europäische  Bemühungen  zur  Zensur  

der  Meinungsfreiheit  in  den  Vereinigten  Staaten  begann  im  August  2024,  als  der  damalige  EU-Kommissar  für  den  

Binnenmarkt,  Thierry  Breton,  X  mit  regulatorischen  Vergeltungsmaßnahmen  gemäß  dem  Digital  Services  Act  (DSA)  drohte,  

weil  das  Unternehmen  im  Vorfeld  der  US-Präsidentschaftswahlen  2024  ein  Live-Interview  mit  Präsident  Trump  in  den  Vereinigten  

Staaten  veranstaltet  hatte.

Der  Justizausschuss  untersucht  weiterhin,  wie  und  in  welchem  Umfang

Obwohl  Breton  später  zurücktrat,  vertritt  seine  Nachfolgerin,  

Henna  Virkkunen,  eine  ähnliche  zensurfreundliche  Ideologie.<sup>72</sup>  Bis  heute  unterstützt  Virkkunen  die  

Zensurbestimmungen  der  DSA  und  setzt  das  Gesetz  aktiv  gegen  amerikanische  Unternehmen  durch.<sup>73</sup>

Ergebnisse  eines  Zwischenberichts  der  Mitarbeiter  im  Juli  2025.

Der  Ausschuss  enthüllte,  dass  der  DSA  als  Zensurinstrument  missbraucht  wird,  das  die  Meinungsfreiheit  im  Internet,  einschließlich  

der  Meinungsfreiheit  von  Amerikanern  in  den  Vereinigten  Staaten,  einschränkt.  Konkret  zeigten  die  Dokumente,  dass

Um  die  europäische  Bedrohung  der  Meinungsfreiheit  in  den  Vereinigten  Staaten  besser  zu  verstehen,  erließ  

der  Ausschuss  Vorladungen  zur  Herausgabe  von  Dokumenten  an  zehn  große  Technologieunternehmen,  in  denen  er  sie  unter  

anderem  dazu  verpflichtete,  die  Kommunikation  mit  Regulierungsbehörden  der  Europäischen  Kommission  und  der  EU-

Mitgliedstaaten  im  Zusammenhang  mit  der  Zensur  von  Online-Äußerungen  offenzulegen.

Die  nicht-öffentlichen  Dokumente,  die  dem
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Siehe  STAFF  OF  THE  H.  COMM.  ON  THE  JUDICIARY  AND  THE  SELECT  SUBCOMM.  ON  THE  WAAPONIZING  OF  THE  FED.

81

77

80

Ausschuss  der  Regierung  des  Repräsentantenhauses  für  die  Justiz,  Die  Instrumentalisierung  von  „Desinformations“  -Pseudoexperten  und  
Bürokraten:  Wie  die  Bundesregierung  mit  Universitäten  zusammenarbeitete,  um  die  freie  Meinungsäußerung  der  Amerikaner  zu  zensieren ,  (6.  

November  2023).

Meinungsfreiheit:  Im  Jahr  2020  spielte  das  Stanford  Internet  Observatory  eine  wichtige  Rolle  bei  der  Weiterleitung  von  Zensuranfragen  

der  US-Regierung  an  Social-Media-Plattformen.  Dies  ermöglichte  es  US-Regierungsbeamten,  unliebsame  Stimmen  verdeckt  

zum  Schweigen  zu  bringen,  um  die  US-Präsidentschaftswahlen  2020  zu  beeinflussen.<sup>82</sup>

Zivilgesellschaftliche  Organisationen  (CSOs)  zur  Erreichung  ihrer  Zensurziele.

Die  Dokumente  enthüllten  auch,  wie  europäische  Regulierungsbehörden  mit  zensurbefürwortenden  zivilgesellschaftlichen  Gruppen  zusammenarbeiten.

illegal;  und  (2)  Online-Plattformen  unter  Druck  zu  setzen,  ihre  globalen  Richtlinien  zur  Inhaltsmoderation  als  Reaktion  auf  

Forderungen  der  Europäischen  Kommission  zu  ändern.76

Diese  Organisationen  setzen  sich  ein

für  breitere  Definitionen  von  „Hassrede“  und  „Desinformation“.78  Eine  zivilgesellschaftliche  Organisation,  Access  Now,  behauptete  

sogar  während  eines  von  der  Europäischen  Kommission  im  vergangenen  Jahr  veranstalteten  „DSA-Workshops“,  dass

Die  Bemühungen  der  Plattformen  zur  Inhaltsmoderation  sollten  „über  illegale  Inhalte  hinausgehen  und  zur  Entfernung  von  allem  

führen,  was  als  hasserfüllt  und  schädlich  angesehen  werden  kann.“79  Um  ein  besseres  Verständnis  darüber  zu  erlangen,  

wie  europäische  Regulierungsbehörden  mit  Drittorganisationen  zusammenarbeiten,  um  Online-Äußerungen  zu  zensieren,  

forderte  der  Ausschuss  im  Juli  2025  Dokumente  von  zwei  zivilgesellschaftlichen  Organisationen  an,  Access  Now  und  dem  Institute  

for  Strategic  Dialogue,  und  erhielt  diese  auch.

Im  Oktober  2025  forderte  der  Ausschuss  Dokumente  von  der  Stanford  University  an  und  erhielt  diese,  nachdem  

er  festgestellt  hatte,  dass  dort  im  September  2025  eine  Veranstaltung  stattgefunden  hatte,  bei  der  die  Zensurbehörden  

mehrerer  ausländischer  Regierungen  versuchten,  eine  globale  Zensurkampagne  zu  koordinieren.

Dies  war  nicht  das  erste  Mal,  dass  Stanford  sich  an  einer  Verschwörung  gegen  die  Freiheit  der  Amerikaner  beteiligte.

25

Als  Reaktion  auf  diese  Vorladungen  und  Schreiben  erhielt  der  Ausschuss  zehntausende  Seiten  nicht-öffentlicher,  interner  

Plattformdokumente  und  Korrespondenz  mit  ausländischen  Regulierungsbehörden.

Diese  Dokumente  beschreiben  detailliert  die  jahrzehntelange  Kampagne  der  Europäischen  Kommission  zur  Zensur  des  globalen  

Internets.

Brief  von  Abgeordnetem  Jim  Jordan,  Vorsitzender  des  Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses,  an  Herrn  Dixon  Osburn,  Geschäftsführer,

77  Ebenda,  S.  29.

76  Ebenda,  S.  25–36.

79  Ebenda,  S.  61.

(29.  Oktober  2025).

Institut  für  Strategischen  Dialog-USA  (25.  Juli  2025);  Schreiben  von  Abgeordnetem  Jim  Jordan,  Vorsitzender  des  Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses,  an  Herrn  Alejandro  

Mayoral  Baños,  Geschäftsführer  von  Access  Now  (25.  Juli  2025).

Brief  von  Abgeordnetem  Jim  Jordan,  Vorsitzender  des  Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses,  an  Herrn  Jeff  Hancock,  Direktor  des  Stanford  Cyber  Policy  Center  (22.  

Oktober  2025);  siehe  Michael  Shellenberger,  Obama-nahes  Stanford  Center  hielt  geheimes  Treffen  mit  ausländischen  Regierungen  ab,  um  globale  Internetzensur  zu  planen,  

PUBLIC  NEWS  (28.  Oktober  2025);  Teddy  Ganea  et  al.,  Stanfords  Cyber  Policy  Center  koordiniert  internationale  Internetzensur,  THE  STANFORD  REV.

82

81

78  Ebenda.
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Siehe  z.  B.:  Österreichs  oberster  Justizbeamter  erläutert  Europas  Ansatz  zu  Hassverbrechen  und  Hassrede,  CATHOLIC

II.  DAS  GESETZ  ÜBER  DIGITALE  DIENSTE  IST  DER  HÖHEPUNKT  DER  JAHRZEHNTEN  LANGEN  KAMPAGNE  

EUROPAS  ZUR  KONTROLLE  DER  ONLINE-  SPRACHE.

Unter  dem  Vorwand,  sogenannte  „Hassrede“  oder  „Desinformation“  zu  bekämpfen,  häufte  die  Europäische  Kommission  

Macht  über  den  politischen  Online-Diskurs  an.  Die  Grenze  zwischen  „Hassrede“  und  zivilem  Diskurs  bzw.  zwischen  „Fehlinformation“  und  

Wahrheit  ist  –  insbesondere  in  komplexen,  kontextabhängigen  politischen  Debatten  –  naturgemäß  subjektiv.  Wie  zu  erwarten,  wurden  

„Hassrede“  und  „Desinformation“  zu  Instrumenten,  die  europäische  Regulierungsbehörden  gegen  politische  Äußerungen  einsetzten,  mit  

denen  sie  nicht  einverstanden  waren  oder  die  ihre  Macht  bedrohten.  Europäische  Politiker  starteten  eine  zehnjährige  Kampagne,  um  die  Online-

Äußerungen  ihrer  Gegner  –  in  Europa  und  darüber  hinaus  –  zum  Schweigen  zu  bringen.  Die  DSA  war  der  Höhepunkt  dieser  Bemühungen.

Bis  Mitte  der  2010er-Jahre,  als  soziale  Medien  eine  immer  wichtigere  Rolle  in  der  politischen  Debatte  spielten.  Von  Beginn  der  EU-

Zensurkampagne  an  strebte  die  EU-Spitze  ein  umfassendes  Gesetz  zur  digitalen  Zensur  an,  das  der  Europäischen  Kommission  die  

vollständige  Kontrolle  über  Online-Inhalte  einräumen  sollte.  Europäische  Politiker  und  Regulierungsbehörden  brachten  dieses  Ziel  deutlich  zum  

Ausdruck,  insbesondere  in  direkten  Gesprächen  mit  den  Plattformen.

Die  Europäische  Union  hat  das  DSA  im  Jahr  2022  verabschiedet,  aber  der  dazugehörige  Apparat  reicht  zurück  bis  in  die  Vergangenheit.

Die  europäischen  Bedenken  hinsichtlich  sogenannter  „Hassrede“  nahmen  Mitte  der  2010er  Jahre  Gestalt  an,  als  Massenproteste  stattfanden.

26

Das  politische  Establishment  in  den  Vereinigten  Staaten  und  in  Europa  machte  für  

die  Wahlergebnisse  bei  den  US-Präsidentschaftswahlen  2016  und  den  französischen  Präsidentschaftswahlen  2017  russische  Einmischung  

verantwortlich,  anstatt  eine  legitime  Gegenreaktion  ihrer  Bürger  auf  unpopuläre  politische  Entscheidungen  –  vor  allem  die  Massenmigration  –  zu  

thematisieren.

Die  Migration  überflutete  den  Kontinent  und  entfachte  neue  politische  Debatten  über  Multikulturalismus,  Assimilation  und  die  Bedrohung  durch  

Terrorismus.

U.  OF  AMERICA  (3.  Februar  2015)  (mit  dem  Hinweis,  dass  die  jüngsten  Ereignisse  „die  Aufmerksamkeit  Europas  wie  nie  zuvor  auf  das  

Thema  Hassrede  gelenkt  haben“);  Facebook,  Google  und  Twitter  einigen  sich  auf  deutschen  Deal  gegen  Hassrede,  BBC  (15.  Dezember  2015).
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GLOSSAR  DER  EU  -  ZENSURAKTIVITÄTEN

Forum  (2015)

Ende  2015  gründete  die  Kommission  das  EU-Internetforum  (EUIF),  um  „den  Missbrauch  des  Internets  für  

terroristische  Zwecke  zu  bekämpfen“.<sup>84</sup>  Seit  2015  hat  sich  das  EUIF  jedoch  von  einer  gezielten  Initiative  zur  

Bekämpfung  der  Online-Rekrutierung  von  Terroristen  zu  einem  breit  angelegten  Vorhaben  entwickelt,  das  Plattformen  

dazu  anregt,  legale  und  nicht  rechtswidrige  politische  Äußerungen  zu  zensieren.<sup>85</sup>  Konkret  berät  das  EUIF  

Plattformen  nun,  wie  sie  „grenzwertige  Inhalte“  –  also  legale  Inhalte  wie  „EU-kritische“  Inhalte,  „politische  Satire“,  „Memes“  und  

„populistische  Rhetorik“  –  am  besten  zensieren  können.<sup>86</sup>

„Desinformation“  und  „Hassrede“  sollen  die  regulatorische  Lücke  bis  zum  Ende  schließen.

A.  Die  Europäische  Kommission  hat  verbindliche  „Verhaltensregeln“  für  sogenannte

Das  umfassende  Zensurgesetz,  der  DSA,  war  in  Kraft.

Europas  Bemühungen  zur  Kontrolle  des  Online-Diskurses  wurden  2016  und  2018  mit  zwei  Maßnahmen  ausgeweitet.

„Verhaltenskodizes“  –  angeblich  unverbindliche  Selbstverpflichtungen  großer  Social-Media-Plattformen  zur  Inhaltsmoderation.  

Der  Verhaltenskodex  zur  Bekämpfung  illegaler  Hassrede  im  Internet  wurde  2016  veröffentlicht,<sup>87</sup>  während  der  

Verhaltenskodex  gegen  Desinformation  2018  eingeführt  wurde.<sup>88</sup>  In  beiden  Kodizes  verpflichteten  sich  die  Plattformen,  

Inhalte  zu  zensieren,  die  von  europäischen  Regulierungsbehörden  missbilligt  werden.  So  versprachen  beispielsweise  die  Unterzeichner  

des  Verhaltenskodex  gegen  Hassrede,  ihre  globalen  Regeln  zur  Inhaltsmoderation  zu  ändern,  um  „hasserfülltes  Verhalten“  zu  

unterbinden,<sup>89</sup>  während  sich  die  Unterzeichner  des  Verhaltenskodex  gegen  Desinformation  verpflichteten,  die  

Sichtbarkeit  mutmaßlicher  Desinformation  zu  verringern  –  was  faktisch  deren  Zensur  bedeutet.<sup>90</sup>

Internet  der  Europäischen  Union

Seitdem  hat  die  Kommission  es  jedoch  genutzt,  um  aggressiv  für  die  Zensur  legaler,  

nicht  rechtswidriger  politischer  Äußerungen  einzutreten  –  insbesondere  

konservativer  Äußerungen,  die  sie  oft  als  „gewalttätigen  Rechtsextremismus“  

bezeichnet.92

27

Die  EUIF  wurde  im  Dezember  2015  von  der  Generaldirektion  Migration  und  Inneres  

der  Europäischen  Kommission  ins  Leben  gerufen  und  begann  als  Initiative  zur  

Zusammenarbeit  von  Strafverfolgungsbehörden  und  Social-Media-Plattformen,  um  

die  Online-Rekrutierung  von  Terroristen  zu  unterbinden.91

Verhaltenskodex  2018  zur  Bekämpfung  von  Desinformation,  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  (16.  Juni  2022),  

https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/library/2018-code-practice-disinformation.

Verhaltenskodex  2018  zur  Bekämpfung  von  Desinformation,  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  (16.  Juni  2022),  

https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/library/2018-code-practice-disinformation.

Internetforum  der  Europäischen  Union,  EUROPEAN  COMM'N  (25.  Juli  2025),  https://home-

affairs.ec.europa.eu/networks/european-union-internet-forum_en.

87  EU-Verhaltenskodex  zur  Bekämpfung  illegaler  Hassrede  im  Internet,  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  (30.  Juni  2016),

Internetforum  der  Europäischen  Union,  EUROPEAN  COMM'N  (25.  Juli  2025),  https://home-

affairs.ec.europa.eu/networks/european-union-internet-forum_en.

89  EU-Verhaltenskodex  zur  Bekämpfung  illegaler  Hassrede  im  Internet,  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  (30.  Juni  2016),

88

85

84

86

90

91

92

https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/racism-and-

xenophobia/eu-code-conduct-countering-illegal-hate-speech-online_en.

Siehe  unten  Abschnitt  VA

Siehe  EU  Internet  Forum:  The  Handbook  of  Borderline  Content  in  Relation  to  Violent  Extremism,  siehe  Ex.  38.

Siehe  unten  Abschnitt  VA

https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/racism-and-

xenophobia/eu-code-conduct-countering-illegal-hate-speech-online_en.
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94  Ebenda.
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98  Ebenda.

99

100

102
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103  
Ebenda,  S.  265-266.

Imara  McMillan,  Durchsetzung  durch  das  Netzwerk:  Das  Netzwerk-Durchsetzungsgesetz  und  Artikel  10  des

Bekämpfung  illegaler  Hassrede  im  Internet  im  Gesetz  über  digitale  Dienste  (19.  Januar  2025),  https://

ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_25_300.

https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/policies/justice-and-fundamental-rights/combatting-discrimination/racism-and-

xenophobia/eu-code-conduct-countering-illegal-hate-speech-online_en.

Siehe  Pressemitteilung  der  Europäischen  Kommission:  Kommission  begrüßt  die  Integration  des  überarbeiteten  Verhaltenskodex  von  Condé  on

Europäische  Menschenrechtskonvention,  20  CHIC.  J.  INT.  L.  252,  254  (2019).
Ausweis.

Ebenda;  Francesca  Gillett,  Twitter  zieht  sich  aus  freiwilligem  EU-Desinformationskodex  zurück,  BBC  (27.  Mai  2023).

Europäische  Menschenrechtskonvention,  20  CHIC.  J.  INT.  L.  252,  252  (2019).

Imara  McMillan,  Durchsetzung  durch  das  Netzwerk:  Das  Netzwerk-Durchsetzungsgesetz  und  Artikel  10  des

Verhaltenskodex

Die  von  der  Europäischen  Kommission  im  Mai  2016  ins  Leben  gerufene  Initiative  

umfasste  zwölf  Verpflichtungen  der  Unterzeichnerstaaten,  darunter  das  Versprechen,

Speech  Online  (2016)

Verhaltenskodex  für

Die  von  der  Europäischen  Kommission  im  Jahr  2018  ins  Leben  gerufene  und  2022  

überarbeitete  Erklärung  der  Unterzeichnerstaaten  enthielt  21  Verpflichtungen,  

darunter  das  Versprechen,  die  Sichtbarkeit  mutmaßlicher  Desinformationen  zu  verringern.96

Regulierungsstandards  für  Desinformation  in  sozialen  Medien.98

Bekämpfung  illegalen  Hasses

Zensur  angeblicher  „hasserfüllter  Handlungen“.93  Zu  den  Unterzeichnern  

gehörten  Facebook,  Instagram,  Microsoft,  Snapchat,  TikTok  und  Twitter  

(jetzt  X).94  Der  Kodex  wurde  2025  durch  den  Verhaltenskodex  zur  

Bekämpfung  illegaler  Hassrede  im  Internet  ersetzt.95

Zu  den  Unterzeichnern  der  Plattform  gehörten  Facebook,  Google,  Microsoft,  

TikTok  und  Twitter  (jetzt  X),  wobei  X  im  Jahr  2023  austrat.97

B.  Deutschland  war  2017  Vorreiter  mit  seinem  eigenen  umfassenden  Zensurgesetz.

Die  Kommission  bezeichnet  den  Kodex  als  den  weltweit  ersten  selbst-

Deutschland  war  einer  der  ersten  EU-Mitgliedstaaten,  der  auf  nationaler  Ebene  Maßnahmen  ergriff  und  2017  

das  Netzdurchsetzungsgesetz  (NetzDG),  ein  umfassendes  Gesetz  zur  digitalen  Zensur,  verabschiedete.  Gemäß  dem  

NetzDG  sind  Social-Media-Plattformen  verpflichtet,  auf  Beschwerde  eines  Nutzers  hin  die  Rechtmäßigkeit  von  Inhalten  

anhand  von  „achtzehn  einzelnen  Bestimmungen  des  deutschen  Strafrechts“  zu  prüfen,  darunter  drakonische  

Bestimmungen,  die  gängige  politische  Äußerungen  als  Hassrede  einstufen.<sup>99</sup>

Desinformation  (2018)

Plattformen  sind  verpflichtet,  als  illegal  eingestufte  Inhalte  innerhalb  von  24  Stunden  zu  entfernen.<sup>100</sup>  Facebook  

zufolge  schuf  das  NetzDG  ein  Regime  des  „Im  Zweifel  löschen“  und  kehrte  damit  den  traditionellen  westlichen  Grundsatz  

um,  dass  Äußerungen  grundsätzlich  legal  sind.<sup>  101</sup>  Auch  Wissenschaftler  kritisierten  das  NetzDG  und  erklärten,  

es  fördere  „Überblockierung“,  was  zur  Entfernung  legaler  Inhalte  ohne  ordnungsgemäßes  Verfahren  führen  könne.<sup>102</

sup>  Nach  Verabschiedung  des  NetzDG  urteilten  deutsche  Gerichte  bald,  dass  es  die  weltweite  Entfernung  von  nach  

deutschem  Recht  illegalen  Inhalten  erfordere,  da  geografisch  gesperrte  Beiträge  in  Deutschland  weiterhin  über  ein  VPN  

(Virtual  Private  Network)  abgerufen  werden  könnten.<sup>103</sup>  Diese  frühen  Bemühungen  bildeten  die  

Grundlage  für  die  wachsende  europäische  Kampagne  zur  weltweiten  Zensur  von  Online-Äußerungen.
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John  Rosenthal,  Make  Speech  Free  Again,  CLAREMONT  REV.  OF  BOOKS  (Frühjahr  2025).

93  EU-Verhaltenskodex  zur  Bekämpfung  illegaler  Hassrede  im  Internet,  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  (30.  Juni  2016),

Verhaltenskodex  2018  zur  Bekämpfung  von  Desinformation,  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  (16.  Juni  2022),  

https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/library/2018-code-practice-disinformation.
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Digital  Services  Act,  siehe  Fußnote  26.

Foo  Yun  Chee,  Google  wehrt  sich  gegen  Rekordstrafe  der  EU  in  Höhe  von  5  Milliarden  US-Dollar  wegen  Kartellverstößen,  REUTERS  (9.  Oktober  2018).

Pressemitteilung  der  Europäischen  Kommission,  Kartellrecht:  Kommission  verhängt  Geldbuße  von  2,42  Milliarden  Euro  gegen  Google  wegen  Missbrauchs  einer  marktbeherrschenden  Stellung

104  Liat  Clark,  Facebook  und  Twitter  müssen  Hassrede  bekämpfen  oder  mit  neuen  Gesetzen  rechnen,  WIRED  (5.  Dezember  2016).

Suchmaschinenbetreiber  verschaffen  sich  durch  unzulässige  Vorteile  einen  eigenen  Preisvergleichsdienst  (26.  Juni  2017).

Online-Werbung  (19.  März  2019),  https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_19_1770.

Ursula  von  der  Leyen,  Eine  Union,  die  nach  mehr  strebt:  Meine  Agenda  für  Europa  (2019).

Pressemitteilung  der  Europäischen  Kommission,  Kartellrecht:  Kommission  verhängt  Geldbuße  von  1,49  Milliarden  Euro  gegen  Google  wegen  missbräuchlicher  Geschäftspraktiken

Ebenda,  bei  den  Konzerten  80,  84,  Art.  34–35.

Ebenda,  Art.  36,  52.

John  Rosenthal,  Make  Speech  Free  Again,  CLAREMONT  REV.  OF  BOOKS  (Frühjahr  2025).
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112

Im  Jahr  2019  schlug  die  designierte  Präsidentin  der  Europäischen  Kommission,  Ursula  von  der  Leyen,  vor,  „einen

Die  Regeln  waren  alles  andere  als  regelkonform.  Die  Plattformen  wussten,  dass  sie  sich  früher  oder  später  den  

Zensurvorgaben  der  EU  beugen  mussten,  um  nicht  mit  massiven  Strafen  zu  rechnen.  Am  einfachsten  war  es,  diesen  

Vorgaben  sofort  nachzukommen  –  auf  Kosten  der  Meinungsfreiheit  auf  ihren  Plattformen.

Die  Kodizes  gegen  Desinformation  und  Hassrede  waren  lediglich  ein  erster  Schritt  hin  zu  verbindlichen  

Zensurgesetzen.  Bereits  2016  sagte  die  damalige  EU-Justizkommissarin  Vera  Jourová:

C.  Die  Europäische  Kommission  betrachtete  die  Kodizes  gegen  Desinformation  und  Hassrede  als  Vorläufer  

verbindlicher  Gesetze  zur  digitalen  Zensur  und  zwang  die  Plattformen  zur  Einhaltung.

dass  die  EU,  sollten  die  Plattformen  den  Bestimmungen  des  Verhaltenskodex  gegen  Hassrede  nicht  ausreichend  

nachkommen,  diesen  einfach  in  verbindliches  Recht  umsetzen  würde:  „Wenn  Facebook,  YouTube,  Twitter  und  

Microsoft  mich  und  die  Minister  davon  überzeugen  wollen,  dass  der  nicht-legislative  Ansatz  funktionieren  kann,  müssen  sie  

in  den  kommenden  Monaten  schnell  handeln  und  sich  stark  anstrengen.“104  Mit  anderen  Worten:  Diese  „freiwilligen“

Tatsächlich  schikanierten  europäische  Regulierungsbehörden  US-amerikanische  Technologieunternehmen  bereits  in  anderen  Bereichen.

Die  verhängten  Geldstrafen  in  Milliardenhöhe  demonstrierten  die  Fähigkeit  und  den  Willen  der  EU,  Technologieplattformen  

von  außerhalb  der  EU  zu  bestrafen,  die  sich  ihren  Forderungen  widersetzten.  Alphabet  beispielsweise  wurde  zwischen  

2017  und  2019  von  der  Kommission  mit  insgesamt  8,2  Milliarden  Euro  bestraft,  weil  das  Unternehmen  angeblich  

Google  Shopping  in  den  Suchergebnissen  bevorzugte,¹ÿÿ  Google-Apps  auf  Google-Telefonen  vorinstallierte¹ÿÿ  und  

exklusive  Verträge  für  digitale  Werbung  abschloss. Zusätzlich  zu  dem  Wissen,  dass  ein  verbindliches  

Zensurgesetz  in  Vorbereitung  war,  mussten  die  Plattformen  auch  die  bereits  bestehende  Befugnis  der  EU  berücksichtigen,  sie  

mit  hohen  Geldstrafen  zu  belegen.  Dies  erhöhte  den  Druck  auf  die  Plattformen,  Inhalte  zu  zensieren.

Digitale  Dienste

Gesetz  (2022)

Das  umfassende  EU-Gesetz  zur  digitalen  Zensur,  das  2020  eingebracht  und  2022  verabschiedet  

wurde,  verpflichtet  die  weltweit  größten  Social-Media-Unternehmen  zu  erheblichen  rechtlichen  

Maßnahmen.<sup>110</sup>  Das  Gesetz  verpflichtet  die  Plattformen,  systemische  Risiken  auf  

ihren  Seiten  zu  identifizieren  und  zu  minimieren.  Dazu  zählen  irreführende  oder  

täuschende  Inhalte,  Desinformation,  tatsächliche  oder  vorhersehbare  negative  Auswirkungen  

auf  den  öffentlichen  Diskurs  und  Wahlprozesse,  Hassrede  sowie  nicht  illegale  

Informationen.<sup>111</sup>  Plattformen,  die  gegen  das  Gesetz  verstoßen,  können  mit  einer  

Geldstrafe  von  bis  zu  sechs  Prozent  ihres  weltweiten  Umsatzes  belegt  und  unter  bestimmten  

Umständen  aus  der  EU  ausgeschlossen  werden.
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neues  Gesetz  über  digitale  Dienste“,108,  das  „das  Ziel  hätte,  die  im  Rahmen  der  Kodizes  eingegangenen  ‚freiwilligen‘  

Verpflichtungen  in  rechtliche  Verpflichtungen  umzuwandeln“.109

GLOSSAR  DER  EU  -  ZENSURAKTIVITÄTEN

112

111

107

105

106

109

110

108

Machine Translated by Google



2020),  siehe  Beispiel  51  (Hervorhebung  hinzugefügt).

Zusammenfassung  des  Treffens  zwischen  TikTok  und  Mitarbeitern  der  Europäischen  Kommission  an  die  Vizepräsidentin  Vera  Jourová  (6.  November)

Natasha  Lomas,  Europa  bittet  um  Stellungnahmen  zu  Plattform-Governance  und  Wettbewerbsinstrumenten,  TECHCRUNCH  (2.  Juni  2020).

TikTok-Weißbuch:  Das  Gesetz  über  digitale  Dienste,  siehe  Anlage  12.

Natasha  Lomas,  Europa  will  im  nächsten  Jahr  Regeln  für  die  Transparenz  politischer  Werbung  vorlegen  und  seinen  Desinformationskodex  verstärken,  TECHCRUNCH  

(3.  Dezember  2020).

Ebenda;  siehe  auch  unten  Abschnitt  III.D.  118  

Ebenda.

113

Die  Regulierungsbehörden  der  Europäischen  Kommission  diskutierten  die  DSA  als  ausgemachte  Sache,  noch  bevor  der  Entwurfstext  

öffentlich  zugänglich  gemacht  wurde.

Doch  schon  vor  der  formellen  Einführung  des  DSA  diskutierte  die  Europäische  Kommission  das  Gesetz  als  beschlossene  Sache.  In  

einer  Sitzung  im  November  2020  erklärte  ein  Kommissionsmitarbeiter  gegenüber  TikTok  ganz  nüchtern,  dass  „das  DSA  allgemeine  

Transparenzbestimmungen  enthalten  “ und  den  bestehenden  Verhaltenskodizes  folgen  werde.<sup>115</sup>

Im  Juni  2020,  sieben  Monate  nach  Amtsantritt  von  Präsidentin  von  der  Leyen,  forderte  die  Europäische  

Kommission  von  Technologieplattformen  und  anderen  Interessengruppen  Stellungnahmen  zur  Entwicklung  von  Rechtsvorschriften  zur  

Bekämpfung  sogenannter  „Desinformation“  im  Internet  an,  aus  denen  schließlich  das  DSA  hervorging.

TikTok  äußerte  Bedenken,  dass  ein  strenges  DSA  zu  einer  „übermäßigen  Sperrung“  von  Inhalten  führen  könnte.114

Sie  warnte,  die  Europäische  Kommission  erwarte  ein  rasches  Vorgehen  gegen  Zensur  und  erklärte:  „Wir  werden  nicht  warten  …  wir  

haben  bereits  eine  sehr  klare  Vereinbarung  mit  den  Plattformen,  dass  sie  die  von  ihnen  als  Reaktion  auf  die  Codes  

eingeleiteten  Zensurmaßnahmen  fortsetzen  werden.“118

Die

Die  Europäische  Kommission  behandelte  die  Verhaltenskodizes  gegen  Desinformation  und  Hassrede  lediglich  als  Vorstufe  

zum  verbindlichen  DSA.  So  deuteten  Medienberichte  im  Dezember  2020,  kurz  vor  der  Veröffentlichung  des  DSA-Entwurfs,  darauf  

hin,  dass  die  Kommission  den  Verhaltenskodex  gegen  Desinformation  „verschärfen“  wolle,  um  „die  Lücke  bis  zum  Inkrafttreten  des  

DSA  zu  schließen“.<sup>116</sup>  Jourová,  die  zu  diesem  Zeitpunkt  zur  Vizepräsidentin  der  Kommission  für  Werte  und  Transparenz  

ernannt  worden  war,  erklärte  öffentlich,  dieser  verschärfte  Verhaltenskodex  gegen  Desinformation  solle  „die  Impfstrategie  durch  

einen  effizienten  Kampf  gegen  Desinformation  unterstützen“,  was  darauf  hindeutet,  dass  politische  Äußerungen  zur  COVID-19-

Impfpolitik  Ziel  der  Zensur  der  Europäischen  Kommission  waren.<sup>117  </sup>
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Dieselbe  Botschaft:  Die  Kodizes  gegen  Desinformation  und  Hassrede  waren  ein  Vorläufer  der  DSA.

Im  Laufe  des  Jahres  2021  traf  sich  die  Europäische  Kommission  direkt  mit  den  Plattformen,  um  die
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Leitfaden  zur  Stärkung  des  Verhaltenskodex  gegen  Desinformation,  EUROPÄISCHE  KOMMISSION,  https://digital-

122

120

119

121

DSA.

Einen  Monat  später,  im  Mai  2021,  begann  die  Europäische  Kommission  formell  mit  der  Ausarbeitung  eines  aktualisierten  

Desinformationskodex  mit  dem  erklärten  Ziel,  „den  bestehenden  Verhaltenskodex  zu  einem  im  Digital  Services  Act  (DSA)  

vorgesehenen  ko-regulatorischen  Instrument  weiterzuentwickeln.“121

Die  Vizepräsidentin  der  Europäischen  Kommission,  Jourová,  und  ihre  Mitarbeiter  bezeichneten  den  Desinformationskodex  als  

Vorläufer  des  DSA,  der  den  Gesetzgebungsprozess  umgangen  habe.

Deren  Verabschiedung  war  von  vornherein  sicher.  In  einem  Treffen  im  April  2021  mit  der  Interims-CEO  von  TikTok,  

Vanessa  Pappas,  bezeichnete  ein  Mitarbeiter  von  Vizepräsidentin  Jourova  den  Desinformationskodex  als  „Brücke  zur  

Gesetzgebung“.119  Der  Mitarbeiter  erläuterte  außerdem,  worin  diese  Zensurverpflichtungen  bestünden,  und  erklärte,  dass

„Inhaltsmoderation  ist  wichtig.“120

Die  Europäische  Kommission  bekräftigte  diese  Botschaft  in  einer  Präsentation  im  Juli  2021  bei  der  „neunten  hochrangigen  

EU-Gruppe  zur  Bekämpfung  von  Rassismus,  Fremdenfeindlichkeit  und  anderen  Formen  der  Intoleranz“  und  erklärte:

dass  die  Verhaltenskodizes  gegen  Desinformation  und  Hassrede  „von  der  [europäischen]  Aufsicht  überwacht  würden“.

Kommission  und  Vorstand“  und  „[könnten]  als  Compliance-Maßnahmen“  für  die  bevorstehende  122  dienen
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Formen  der  Intoleranz  (7.  Juli  2021),  siehe  Beispiel  42.

Siehe  Todd  Spangler,  TikTok  ernennt  neuen  CEO  und  Chief  Operating  Officer,  VARIETY  (30.  April  2021).

Protokoll  des  Treffens  zwischen  TikTok  und  der  Vizepräsidentin  der  Europäischen  Kommission,  Vera  Jourova  (20.  April  2021),  siehe  Anlage  55.  Pappas  fungierte  bis  Ende  

April  2021  als  Interims-CEO  von  TikTok,  als  sie  von  Shou  Chew  abgelöst  wurde.

Ausweis.

Präsentation  der  Europäischen  Kommission:  Die  neunte  hochrangige  EU-Gruppe  zur  Bekämpfung  von  Rassismus,  Fremdenfeindlichkeit  und  anderen  Formen  der  Diskriminierung

strategy.ec.europa.eu/en/policies/qa-code-practice-disinformation  (zuletzt  abgerufen  am  29.  Januar  2026).
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Vorläufige  Vereinbarung  zur  Schaffung  eines  sichereren  Internets  für  europäische  Bürger  (23.  April  2022),  https://www.consilium.europa.eu/en/

press/press-releases/2022/04/23/digital-services-act-council-and-european-parliament-reach-deal-on-a-safer-online-space/.

125  Entwurf  eines  Verhaltenskodex  (+)  zur  Bekämpfung  illegaler  Hassrede  im  Internet,  siehe  Anlage  45.

123  Entwurf  des  EU-Verhaltenskodex  zur  Bekämpfung  von  Desinformation,  siehe  Anlage  197;  siehe  E-Mail  von  Mitarbeitern  der  Europäischen  Kommission  an  die  

Unterzeichner  des  Verhaltenskodex  zur  Bekämpfung  von  Desinformation  (14.  Oktober  2021),  Anlage  56.

126  Entwurf  eines  Verhaltenskodex  (+)  zur  Bekämpfung  illegaler  Hassrede  im  Internet  (18.  März  2023),  siehe  Anlage  43.

Siehe  Pressemitteilung  des  Rates  der  Europäischen  Union,  Gesetz  über  digitale  Dienste:  Rat  und  Europäisches  Parlament

Die  Änderungen  und  Kommentare  der  Europäischen  Kommission  zu  einem  Entwurf  des  überarbeiteten  Verhaltenskodex  gegen  Hassrede  

zeigen,  dass  sie  die  darin  enthaltenen  Verpflichtungen  als  verbindlich  ansieht.

Letztlich  würde  der  aktualisierte  Desinformationskodex  festlegen,  dass  die  Einhaltung  „als  mögliche  Risikominderungsmaßnahme  gemäß  Artikel  

35  des  DSA  in  Betracht  gezogen  werden  sollte.“124

Die  Europäische  Kommission  wollte  den  Wortlaut  des  Verhaltenskodexes  präzisieren,  um  dessen  faktische  Verbindlichkeit  zu  verdeutlichen.  

Im  Oktober  2021  schlug  die  Europäische  Kommission  vor,  den  Kodex  um  eine  Formulierung  zu  ergänzen,  die  Plattformen  zur  Einhaltung  des  

Kodex  verpflichtet,  um  dem  Desinformationsgesetz  (DSA)  zu  entsprechen.

Die  Europäische  Kommission  betonte  in  einer  Präsentation  vor  Plattformen,  dass  die  Einhaltung  der  Verhaltensregeln  gegen  Hassrede  und  

Desinformation  „überwacht“  werde  und  als  sicherer  Hafen  vor  der  Durchsetzung  der  DSA  dienen  könne.

Im  Zuge  der  Überarbeitung  des  Verhaltenskodex  gegen  Hassrede  und  des  Verhaltenskodex  gegen  Desinformation,

In  ähnlicher  Weise  hat  die  Europäische  Kommission  bei  der  Überarbeitung  des  Verhaltenskodex  gegen  Hassrede  im  Jahr  2023  …

Die  Formulierung  im  Entwurf,  wonach  Plattformen  „bestmögliche  Anstrengungen  unternehmen“,  um  die  Transparenzanforderungen  

umzusetzen,  wurde  entfernt  und  durch  eine  Formulierung  ersetzt,  die  besagt,  dass  sich  Plattformen  zu  den  Anforderungen  „verpflichten“.

Die  Europäische  Kommission  strich  außerdem  einen  Entwurfssatz,  der  den  „freiwilligen  Charakter“  des  Kodex  betonte  und  die  „Freiwilligkeit  

der  Beteiligten,  über  eine  Teilnahme  zu  entscheiden  oder  nicht“,  anerkannte.<sup>126</sup>  Diese  Änderungen  sowie  die  

Rhetorik  der  Europäischen  Kommission  in  Gesprächen  mit  den  Plattformen  zeigen,  dass  die  Europäische  Kommission  sowohl  die  Kodizes  als  

auch  die  Plattform  verpflichtend  machen  wollte.

Anfang  2022  befand  sich  das  Europäische  Parlament  in  fortgeschrittenen  Verhandlungen  über  die  endgültigen  Bestimmungen  

des  DSA.127  Es  wurde  sowohl  hinter  verschlossenen  Türen  als  auch  in  der  Öffentlichkeit  immer  deutlicher,  dass
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Der

Bindung.

125

123

Verhaltenskodex  zur  Bekämpfung  von  Desinformation,  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  (Februar  2025),  Präambel  (L)  (nachfolgend  

„Desinformationskodex“).

124
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Pressemitteilung  des  Rates  der  Europäischen  Union,  Gesetz  über  digitale  Dienste:  Rat  und  Europäisches  Parlament

Siehe  allgemein  Interne  E-Mails  unter  Google-Mitarbeitern  (22.  Juni  2023),  siehe  Beispiel  2.

Neuer  Verhaltenskodex  zur  Bekämpfung  von  Desinformation:  Protokoll  der  4.  Generalversammlung  der  Unterzeichnerstaaten  (28.  Januar  

2022),  siehe  Anlage  61.

Digital  Services  Act,  supra  Fußnote  26,  Art.  34-35.

Vorläufige  Vereinbarung  zur  Schaffung  eines  sichereren  Internets  für  europäische  Bürger  (23.  April  2022),  https://

www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2022/04/23/digital-services-act-council-and-european-parliament-reach-deal-on-a-safer-online-

space/.

Europäische  Kommission  (@EU_Commission),  X  (16.  Juni  2022,  7:09  Uhr),

https://x.com/EU_Commission/status/1537391801182699521.

Die  Europäische  Kommission  bezeichnete  die  Einhaltung  des  Desinformationskodex  als  einen  Weg,  „systemische  Risiken“  im  

Einklang  mit  dem  DSA  anzugehen.

Die  Verhaltenskodizes  gegen  Hassrede  und  Desinformation  dienten  im  Grunde  als  Leitfaden  für  die  Einhaltung  des  DSA.  Im  

Januar  2022  erklärte  die  Kommission  während  eines  Treffens  der  Unterzeichner  des  Verhaltenskodex  gegen  

Desinformation,  dieser  sei  „ein  Mittel  zur  Bekämpfung  systemischer  Risiken  auf  Online-Plattformen“<sup>128</sup>,  

was  der  Kernaussage  des  DSA  entsprach.<sup>  129  </sup>  Da  es  keine  alternativen  Leitlinien  zur  Einhaltung  der  vagen  

Bestimmungen  des  DSA  gab,  blieb  den  Plattformen  kaum  eine  andere  Wahl,  als  die  Zensurvorschriften  des  Verhaltenskodex  

gegen  Desinformation  umzusetzen.<sup>130</sup>

Der  Rat  der  Europäischen  Union  und  das  Europäische  Parlament  –  die  beiden  Gesetzgebungsorgane  der  EU  –  

schlossen  im  April  2022  eine  „vorläufige  Vereinbarung“  zur  Annahme  des  Gesetzes  über  digitale  Dienste  (DSA).<sup>131</

sup>  Zu  diesem  Zeitpunkt  erklärte  die  Kommission  öffentlich,  dass  der  Verhaltenskodex  gegen  Desinformation  im  

Wesentlichen  verpflichtend  sei.  Im  Juni  2022  twitterte  die  Kommission:  „Der  Verhaltenskodex  gegen  Desinformation  wird  durch  

das  Gesetz  über  digitale  Dienste  unterstützt,  was  bedeutet,  dass  Unternehmen,  die  sich  nicht  daran  halten,  mit  Geldbußen  

von  bis  zu  6  %  ihres  weltweiten  Umsatzes  rechnen  müssen.“<sup>132</sup>  Die  Bemühungen  der  Europäischen  Kommission,  die

33

Die  „freiwilligen“  Verhaltenskodizes  gegen  Desinformation  und  Hassrede  wurden  verpflichtend  eingeführt.  Plattformen,  die  sich  

der  durch  die  Verhaltenskodizes  gegen  Hassrede  und  Desinformation  vorgeschriebenen  Zensur  widersetzten,  

wurden  gemäß  dem  DSA  mit  hohen  Geldstrafen  belegt.

130

128

129

132

131
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Auszug  aus  „Schutz  der  Wahlen  2024:  Von  der  Alarmierung  zur  Handlung“  (8.  März  2024),  siehe  Anlage  244.  134  Ebenda.

Ebenda,  S.  136 .

133

Bei  derselben  Veranstaltung  sprach  auch  die  stellvertretende  Generaldirektorin  Renate  Nikolay  von  der  Generaldirektion.

Die  Regulierungsbehörden  erhielten  etwas  noch  Besseres:  „das  Gesetz“,  was  verbindliche  Zensurverpflichtungen  bedeutete.<sup>134</

sup>  Die  Verhaltenskodizes  gegen  Hassrede  und  Desinformation  waren  der  erste  Schritt,  um  der  Europäischen  Kommission  ein  

Mitspracherecht  bei  der  Inhaltsmoderation  von  Plattformen  einzuräumen.  Der  DSA  kam  einer  vollständigen  Übernahme  gleich.

Globale  Kontrolle  der  Online-Narrative.

D.  Die  DSA  ist  der  Höhepunkt  der  Kampagne  der  Europäischen  Kommission  zur  Erreichung

Die  Verhaltenskodizes  gegen  Hassrede  und  Desinformation  waren  die  Vorläufer  der  formell  verbindlichen  Anforderungen  an  

die  digitale  Zensur  im  Rahmen  des  DSA.  Beamte  der  Europäischen  Kommission  haben  dies  wiederholt  bestätigt.  Prabhat  Agarwal,  der  

ranghöchste  Beamte  der  Europäischen  Kommission,  der  für  die  Umsetzung  des  DSA  zuständig  ist,  erklärte  im  März  2024,  dass  die  

Verhaltenskodizes  gegen  Hassrede  und  Desinformation  darauf  abzielten,  Plattformen,  die  nicht  genügend  Inhalte  

zensierten,  um  die  Europäische  Kommission  zufriedenzustellen,  „Reputationsschäden“  zuzufügen.

Ein  internes  Protokoll  eines  Google-Mitarbeiters  beschreibt,  wie  ein  hochrangiger  DSA-Beauftragter  erklärte,  dass

Die  DSA,  sagte  er,  habe

Die  Verhaltenskodizes  gegen  Hassrede  und  Desinformation  waren  ein  Vorläufer  des  DSA  und  zielten  darauf  ab,  „Plattformen  

Reputationsschäden  zuzufügen“.

Die  Generaldirektion  Kommunikationsnetze,  Inhalte  und  Technologien  (GD  Connect),  das  für  die  Durchsetzung  des  DSA  

zuständige  Amt  der  Europäischen  Kommission,  erklärte  stolz,  dass  die  Europäische  Kommission  mit  dem  DSA  die  „Kontrolle  über  

Empfehlungssysteme“  erlangt  habe.<sup>135</sup>  Nikolay  meinte  jedoch,  dies  sei  „nicht  ausreichend“  und  die  Europäische  

Kommission  müsse  „weiter  gehen“.<sup>136</sup>  Nikolays  Kommentare

Dies  bestätigt,  was  die  Gegner  des  DSA  schon  lange  behaupten:  Die  Absicht  des  Gesetzes  war  die  Kontrolle  der  Online-
Narrative.

In  einer  internen  E-Mail  eines  Google-Mitarbeiters  wird  beschrieben,  wie  ein  hochrangiger  EU-Beamter  erklärte,  die  Zensur  im  Rahmen  

des  DSA  gehe  nicht  weit  genug.
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133

135

Machine Translated by Google



Siehe  beispielsweise  Tagesordnung:  Sitzung  der  Untergruppe  Krisenreaktion  der  Ständigen  Arbeitsgruppe  (14.  Dezember  2022),  siehe  Beispiel  196.

Desinformationskodex,  siehe  oben,  Fußnote  124,  §  IX.

Siehe  unten  Abschnitt  III.F.ii.
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Zum  Beispiel  im  Jahr  2022,  kurz  bevor  das  DSA  in  Kraft  treten  sollte,  hat  die  europäische  Regierung

E.  Das  „freiwillige“  und  „konsensbasierte“  europäische  Zensurregime  ist  weder  freiwillig  noch  konsensbasiert.

Parallel  zur  Verabschiedung  des  DSA  bemühte  sich  die  Kommission,  die  angeblich  freiwilligen  Kodizes  und  

Foren,  die  sie  bereits  eingerichtet  hatte,  einschließlich  des  Desinformationskodex,  zu  stärken,  um  regelmäßiger  mit  den  

Plattformen  über  die  Inhaltsmoderation  in  Kontakt  zu  treten.

Diese  Treffen  dienten  den  Regulierungsbehörden  der  Europäischen  Kommission  als  wichtiges  Forum,  um  Druck  auf  

die  Plattformen  auszuüben,  damit  diese  ihre  Regeln  zur  Inhaltsmoderation  ändern  und  zusätzliche  Zensurmaßnahmen  ergreifen.  

So  erkundigte  sich  die  Europäische  Kommission  beispielsweise  in  über  einem  Dutzend  Sitzungen  der  Untergruppe  Krisenreaktion  nach  

den  „Richtlinienänderungen“  der  Plattformen  „im  Zusammenhang  mit  der  Bekämpfung  von  Desinformation“.<sup>140</sup>

Die  Kommission  aktualisierte  den  Desinformationskodex  von  2018.  Gemäß  den  neuen  Richtlinien  mussten  Plattformen  an  

einer  Task  Force  zum  Desinformationskodex  teilnehmen,  die  regelmäßig  zusammentrat,  um  den  Umgang  der  

Plattformen  mit  der  Zensur  sogenannter  Desinformation  zu  erörtern.<sup>137</sup>  Die  Task  Force  gliederte  sich  in  

sechs  Untergruppen,  die  sich  mit  spezifischen  Desinformationsthemen  befassten,  darunter  Faktenchecks,  Wahlen  und  

die  Demonetarisierung  konservativer  Nachrichtenmedien.<sup>138</sup>  Zwischen  Ende  2022  und  2024  fanden  in  all  

diesen  Untergruppen  über  90  Treffen  zwischen  Plattformen,  zensurorientierten  NGOs  und  Vertretern  der  Europäischen  
Kommission  statt.<sup>139</sup>

140

138

137

139  Ebenda.
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141

dass  sie  „eigentlich  keine  Wahl“  hatte,  ob  sie  beitreten  sollte  –  die  Kommission  hatte  es  erwartet.142

Die  Teilnahme  am  Desinformationskodex  erfolgte  angeblich  freiwillig  und  war  Teil  der

Der  europäische  Ansatz,  einen  sogenannten  regulatorischen  Dialog  mit  Plattformen  zu  führen,  um  einen  „Konsens“  zu  

erzielen.141  Doch  die  Unternehmen  wussten,  dass  dies  nicht  der  Fall  war.  Als  die  Vizepräsidentin  der  Europäischen  

Kommission,  Jourová,  die  Teilnehmer  der  Task  Force  für  den  Verhaltenskodex  für  Desinformation  im  Juni  2023  fragte,  ob  die  

Plattformen  „eine  neue  Untergruppe  zu  generativer  KI  eröffnen“  wollten,  räumte  Google  intern  ein,  dass…

36

Nachdem  die  Europäische  Kommission  eine  neue  Untergruppe  für  den  Verhaltenskodex  für  Desinformation  eingerichtet  

hatte,  diskutierten  Google-Mitarbeiter  intern  darüber,  dass  sie  „eigentlich  keine  Wahl“  hätten,  ob  sie  beitreten  sollten.

Interne  E-Mails  zwischen  Google-Mitarbeitern  (22.  Juni  2023),  siehe  Beispiel  2.  142  Ebenda.
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145

143  
Ebenda.

144
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Mitarbeiter  von  Google  merkten  an,  dass  die  Teilnahme  an  den  Treffen  der  Untergruppe  „Kodex  für  Desinformation“  praktisch  

verpflichtend  sei  und  dass  die  Europäische  Kommission  weiterhin  maßgeblichen  Einfluss  auf  die  Tagesordnung  und  die  

Initiativen  der  Gruppe  behalte.

Ein  anderer  Google-Mitarbeiter  erklärte  seinen  Kollegen,  wie  diese  „freiwilligen“  Gruppen  tatsächlich  

funktionieren:  Die  Agenda  werde  „unter  starkem  Druck  der  EU-Kommission“  festgelegt,  und  ein  sogenannter  „Konsens“  werde  

unter  massivem  Druck  der  Europäischen  Kommission  erzielt,  „wenn  diese  mit  den  Unternehmen  nicht  übereinstimmt“.143

F.  Heute  erklärt  die  Europäische  Kommission  ausdrücklich,  dass  die  Einhaltung  der  Verhaltensregeln  gegen  

Hassrede  und  Desinformation  faktisch  als  sicherer  Hafen  für  DSA  dient  und  Plattformen,  die  sich  

nicht  daran  halten,  mit  Vergeltungsmaßnahmen  rechnen  müssen.

Seit  dem  Inkrafttreten  des  DSA  im  Oktober  2022  hat  die  Europäische  Kommission  stets  betont,  dass  

die  strikte  Einhaltung  der  Verhaltenskodizes  gegen  Desinformation  und  Hassrede  der  einzige  sichere  Weg  ist,  DSA-Strafen  

zu  vermeiden.  Der  aktualisierte  Verhaltenskodex  gegen  Desinformation,  der  2022  kurz  vor  Inkrafttreten  des  DSA  

verabschiedet  wurde,  besagt,  dass  die  Einhaltung  des  Kodex  „als  mögliche  Risikominderungsmaßnahme  gemäß  Artikel  35  des  

DSA  in  Betracht  gezogen  werden  sollte“.<sup>144</sup>  Ähnliche  Aussagen  traf  die  Europäische  Kommission  auch  bei  der  

Aktualisierung  des  Verhaltenskodex  gegen  Hassrede  im  Jahr  2023.  Im  März  2023,  zu  Beginn  der  Überarbeitung  des  Kodex,  

teilte  die  Europäische  Kommission  Plattformen  in  einer  Fragerunde  mit,  dass  der  Verhaltenskodex  gegen  Hassrede  „als  

Risikominderungsmaßnahme  im  Rahmen  der  Risikobewertungsanforderungen  des  DSA  eine  Rolle  spielen  soll“.<sup>145</

sup>

Europäische  Kommission  –  Fragen  und  Antworten  zur  Überarbeitung  des  Kodex  (27.  März  2023),  siehe  Beispiel  44.

Desinformationskodex,  siehe  oben  Anmerkung  124,  Präambel  (L).
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Die  wohl  deutlichste  Stellungnahme  der  Kommission  zu  den  Verhaltenskodizes  gegen  Hassrede  und  

Desinformation  stammt  von  Renate  Nikolay,  stellvertretende  Generaldirektorin  der  GD  Connect,  im  September  2024.  In  

einem  Treffen  der  Unterzeichner  des  Verhaltenskodex  gegen  Desinformation  erklärte  Nikolay  den  Plattformen,  dass  die  

Einhaltung  „eine  wirksame  Abhilfemaßnahme“  gemäß  dem  DSA  darstellen  könne.<sup>151</sup>  Nikolay  ging  noch  einen  

Schritt  weiter  und  führte  aus,  dass  die  Weigerung,  beizutreten,  „bei  der  Beurteilung,  ob  der  Anbieter  die  im  DSA  festgelegten  

Verpflichtungen  erfüllt,  berücksichtigt  werden  könnte“.<sup>152</sup>  Ein  hochrangiger  Beamter  der  Europäischen  

Kommission  bestätigte,  was  die  Plattformen  schon  lange  vermutet  hatten:  Die  Zensurverpflichtungen  in  den  

Verhaltenskodizes  gegen  Desinformation  und  Hassrede  waren  faktisch  verpflichtend.

Der  aktualisierte  Desinformationskodex  enthält  44  
Verpflichtungen  im  Zusammenhang  mit  

Desinformation  und  schafft  einen  Rahmen  für  die  

enge  Zusammenarbeit  und  den  

Informationsaustausch  der  Unterzeichner.<sup>146</

sup>  So  verpflichtet  er  Plattformen  
beispielsweise  faktisch  dazu,  sich  mit  zensurfreudigen  

NGOs  und  voreingenommenen  Faktencheckern  

abzustimmen,  um  Inhalte  während  Wahlperioden  

aggressiv  zu  zensieren.<sup>147</sup>  Dieser  

vermeintlich  „freiwillige“  Kodex  wurde  in  den  

Regulierungsrahmen  der  DSA  integriert,  sodass  Plattformen  bei  Nichteinhaltung  bestraft  werden  können.

Aktualisierter  Verhaltenskodex  zu

Desinformation  (2022)

Hassrede  im  Internet  +  (2025)

Der  überarbeitete  Verhaltenskodex  gegen  

Hassrede,  der  im  Januar  2025  in  Kraft  trat,  enthält  

zusätzliche  Zensurverpflichtungen,  darunter  „Bedingungen  

für  den  Umgang  mit  illegaler  Hassrede“.149  

Dieser  angeblich  „freiwillige“  Kodex  wurde  in  den  

Regulierungsrahmen  der  DSA  integriert,  was  bedeutet,  

dass  Plattformen  für  die  Nichteinhaltung  bestraft  

werden  können.

Verhaltenskodex  zur  Bekämpfung  illegaler  Aktivitäten

GLOSSAR  DER  EU  -  ZENSURAKTIVITÄTEN

Verstärkter  Verhaltenskodex  zu  Desinformation  2022,  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  (16.  Juni  2022),  https://digital-

148

150

Ausweis.

Pressemitteilung  der  Europäischen  Kommission:  Die  Kommission  befürwortet  die  Integration  des  freiwilligen  Verhaltenskodex  gegen  Desinformation  

in  das  Gesetz  über  digitale  Dienste  (12.  Februar  2025),  https://ec.europa.eu/

commission/presscorner/detail/en/ip_25_505.

strategy.ec.europa.eu/en/library/2022-strengthened-code-practice-disinformation.

149  Der  Verhaltenskodex  zur  Bekämpfung  illegaler  Hassrede  im  Internet  +,  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  (20.  Januar  2025),  https://digital-

strategy.ec.europa.eu/en/library/code-conduct-countering-illegal-hate-speech-online.  (im  Folgenden  „Verhaltenskodex  gegen  Hassrede“).

Zusammenfassung  des  Runden  Tisches  zur  Überprüfung  der  Verpflichtungen  des  Verhaltenskodex  gegen  Desinformation  (30.  September)

2024),  siehe  Beispiel  174.
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III.  DIE  EUROPÄISCHE  KOMMISSION  HAT  ERFOLGREICH  DRUCK  AUF  PLATTFORMEN  AUSGEÜBT,  IHRE  

GLOBALEN  RICHTLINIEN  ZUR  INHALTSMODITION  ZU  ÄNDERN ,  WAS  DER  MEINUNGSFREIHEIT  AMERIKANISCHER  IN  

DEN  VEREINIGTEN  STAATEN  DIREKT  SCHÄDLICH  IST .

Seit  2015  verfolgt  die  Europäische  Kommission  die  Vision  eines  umfassenden  Gesetzes  zur  

digitalen  Zensur,  das  ihr  die  Kontrolle  über  den  politischen  Diskurs  im  öffentlichen  Raum  sichern  soll.  Europäische  

Regulierungsbehörden  begannen  diese  Kampagne  2015  mit  dem  EU-Internetforum  und  erweiterten  sie  2016  mit  

dem  Verhaltenskodex  gegen  Hassrede  und  2018  mit  dem  Verhaltenskodex  gegen  Desinformation.  Diese  

Zensurverpflichtungen  waren  zwar  vordergründig  freiwillig,  doch  die  Plattformen  verstanden  die  Absicht  der  

Europäischen  Kommission:  Der  Verhaltenskodex  gegen  Hassrede  und  der  Verhaltenskodex  gegen  Desinformation  

waren  ein  Vorläufer  des  späteren  Digital  Services  Act,  der  der  Europäischen  Kommission  weitreichende  

Befugnisse  zur  Durchsetzung  dieser  Bestimmungen  gegenüber  Plattformen  einräumte  –  darunter  auch  die  Befugnis,  

Plattformen  zu  bestrafen,  die  eine  offene  Debatte  über  sensible  politische  Themen  zuließen.  Dies  schuf  einen  klaren  

Anreiz  für  Plattformen:  Entweder  sie  erfüllten  die  Zensurvorgaben  der  Europäischen  Kommission  noch  vor  

Inkrafttreten  des  DSA  oder  sie  riskierten  später  regulatorische  Vergeltungsmaßnahmen,  sobald  die  

Kommission  massive  Geldstrafen  verhängen  und  Plattformen  in  der  EU  sogar  verbieten  konnte.153  Heute  sind  

die  Kodizes  gegen  Desinformation  und  Hassrede  der  einzige  sichere  Hafen  vor  der  Durchsetzung  des  DSA,  was  

sie  für  Plattformen,  die  Strafmaßnahmen  der  Europäischen  Kommission  vermeiden  wollen,  faktisch  verpflichtend  macht.

** *

Unter  verschiedenen  Bezeichnungen  wie  „Community-Standards“  oder  „Community-Richtlinien“  sind  diese  

Inhaltsmoderationsrichtlinien  von  großer  Bedeutung:  Sie  legen  die  Grenzen  dessen  fest,  was  im  öffentlichen  

Raum  erlaubt  ist.<sup>154</sup>  Mithilfe  dieser  Regeln  moderieren  Plattformen  Inhalte  in  großem  Umfang  mithilfe  

künstlicher  Intelligenz  und  anderer  automatisierter  Tools  und  prägen  so  die  politische  Debatte  weltweit.<sup>155</

sup>  Der  Mensch  spielt  in  diesem  Prozess  eine  immer  geringere  Rolle,  was  bedeutet,  dass  die  Inhaltsmoderationsregeln  

für  Regulierungsbehörden,  die  die  Deutungshoheit  anstreben,  den  wichtigsten  Druckpunkt  darstellen.  Plattformen  

effektiv  zur  Änderung  dieser  übergeordneten  Inhaltsmoderationsregeln  zu  zwingen,  führt  weltweit  zur  Zensur  von  

Meinungsäußerungen.

Jede  größere  Online-Plattform  hat  Regeln  darüber,  welche  Inhalte  Nutzer  veröffentlichen  dürfen.

Nichtöffentliche  Dokumente  belegen,  dass  die  Europäische  Kommission  seit  2020  regelmäßig  

Druck  auf  die  weltweit  größten  Social-Media-Plattformen  ausübt,  ihre  Richtlinien  zur  Inhaltsmoderation  zu  ändern.

39

Der  Wortlaut  des  Verhaltenskodex  gegen  Hassrede,  des  Verhaltenskodex  gegen  Desinformation  und  

des  DSA  verpflichtet  Unternehmen,  ihre  Richtlinien  anzupassen,  um  vage  definierte  Kategorien  schädlicher  

Inhalte  zu  bekämpfen.  Hinter  verschlossenen  Türen  war  der  Druck  noch  größer.  Die  Europäische  Kommission

154

153

155 Siehe  „Inhaltsmoderation  in  einer  neuen  Ära  für  KI  und  Automatisierung“,  META  -AUFSICHTSBEHÖRDE ,

Siehe  z.  B.  die  Community-Standards  von  META,  https://transparency.meta.com/policies/community-standards/  (zuletzt  

besucht  am  29.  Januar  2026);  die  Community-Richtlinien  von  YouTube,  YOUTUBE-  HILFE.

Digital  Services  Act,  supra  Fußnote  26,  Art.  36,  52.

https://support.google.com/youtube/answer/9288567?hl=en  (zuletzt  besucht  am  29.  Januar  2026);  Die  X-Regeln,  X,  https://

help.x.com/en/rules-and-policies/x-rules  (zuletzt  besucht  am  29.  Januar  2026);  Community-Richtlinien,  TikTok,  https://

www.tiktok.com/community-guidelines/en  (zuletzt  besucht  am  29.  Januar  2026).

15.  2026)  („Die  meisten  Entscheidungen  zur  Inhaltsmoderation  werden  heute  von  Maschinen  und  nicht  von  Menschen  getroffen,  und  diese  Entwicklung  wird  sich  voraussichtlich  

noch  beschleunigen.“)

https://www.oversightboard.com/news/content-moderation-in-a-new-era-for-ai-and-automation/  (zuletzt  abgerufen  im  Januar  2019)
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Plattformen  könnten  Kontoinformationen  von  Nutzern  erfassen,  denen  verschiedene  Gedankenverbrechen  vorgeworfen  werden.  Genaue  

Standortdaten  dieser  Nutzer  würden  es  der  Regierung  ermöglichen,  mutmaßliche  Gedankenverbrecher  deutlich  einfacher  und  gezielter  

zu  überwachen  und  ins  Visier  zu  nehmen.  Darüber  hinaus  müssten  die  Plattformen  diese  Standortdaten  wahrscheinlich  irgendwo  

speichern.  Dies  erhöht  das  Risiko  von  Datenlecks,  die  Standort-  und  Netzwerkdaten  von  Nutzern  weltweit  offenlegen  könnten.<sup>161</sup>

Auf  Länderebene  betrachtet,  sind  sie  global  ausgerichtet.

A.  Weil  Inhaltsmoderationsrichtlinien  auf  einer  Website  nicht  praktikabel  oder  effektiv  durchgesetzt  werden  können.

Die  Plattformen  wurden  wiederholt  aufgefordert,  Inhalte  im  Zusammenhang  mit  der  COVID-19-Pandemie  und  dem  russischen  

Einmarsch  in  die  Ukraine  –  zwei  der  folgenreichsten  politischen  Ereignisse  der  2020er  Jahre  –  aggressiver  zu  zensieren.  Diese  Kampagne  

reichte  bis  in  die  höchsten  Kreise:  Vertreter  der  Europäischen  Kommission,  darunter  die  Vizepräsidentin  für  Werte  und  Transparenz,  Vera  

Jourová,  und  der  Kommissar  für  den  Binnenmarkt,  Thierry  Breton,  trafen  sich  regelmäßig  mit  den  CEOs  der  Plattformen,  um  Druck  für  eine  

stärkere  Zensur  auszuüben.  Der  Druck  hat  sich  seit  dem  Inkrafttreten  des  DSA  (Digital  Social  Act)  noch  verstärkt,  da  dieses  der  Europäischen  

Kommission  weitreichende  neue  Untersuchungs-  und  Vergeltungsbefugnisse  einräumte,  um  die  Einhaltung  der  Vorgaben  durch  die  Social-

Media-Plattformen  sicherzustellen.

Letztendlich  zeigte  der  Druck  Wirkung:  Infolge  der  jahrelangen  Kampagne  der  Europäischen  Kommission  führten  die  Plattformen  neue  

globale  Regeln  ein,  die  unter  anderem  „kodierte  Aussagen“  zensierten,  welche  „ungleiche  Behandlung  normalisieren“,  sowie  „aus  dem  

Kontext  gerissene  Medien“.156  Vereinfacht  gesagt,  änderten  die  Plattformen  aufgrund  des  Drucks  der  Europäischen  Kommission  ihre  

Regeln,  um  in  den  Vereinigten  Staaten  wahre  Informationen  zu  zensieren.

157  Es  ist  unpraktisch  und  schädlich  für  die  Privatsphäre  der  Nutzer,  wenn  große  Technologieunternehmen  in  jeder  einzelnen  

Jurisdiktion  weltweit  unterschiedliche  Regeln  zur  Inhaltsmoderation  anwenden.  158

Entscheidend  ist,  dass  die  Inhaltsmoderationsregeln  der  Plattformen  global  sind  –  und  im  Grunde  genommen  auch  sein  müssen.

Um  länderspezifische  Inhaltsmoderationsregeln  durchzusetzen,  müssten  Plattformen  zunächst  den  Standort  jedes  einzelnen  

Nutzers  kennen.  Dies  stellt  ein  eindeutiges  Datenschutzrisiko  dar.  Derzeit  können  Nutzer  verhindern,  dass  Online-Plattformen  ihren  

genauen  Standort  verfolgen,  indem  sie  die  Standortfreigabe  oder  die  GPS-Funktion  auf  ihrem  Gerät  deaktivieren.<sup>159</sup>  Einige  

Plattformen  legen  Wert  auf  den  Datenschutz  ihrer  Nutzer.  Um  unterschiedliche  Inhaltsmoderationsregeln  effektiv  durchzusetzen,  

müssen  Plattformen  daher  verschiedene  Maßnahmen  ergreifen.

40

Um  länderspezifische  Inhaltsmoderationsregeln  einzuhalten,  müssten  die  Behörden  bei  jeder  Anmeldung  auf  der  Plattform  auf  den  

genauen  Standort  jedes  Nutzers  zugreifen.  Dies  stellt  in  mehrfacher  Hinsicht  eine  klare  Bedrohung  für  die  Privatsphäre  der  Nutzer  dar.  

Angesichts  der  weltweit  zunehmenden  Zensur  fordern  Regierungen  immer  aggressivere  Maßnahmen.

Bedenken  bestehen,  daher  werden  überhaupt  keine  Standortdaten  erfasst.

Siehe  z.  B.  die  Durchsetzung  der  YouTube-Community-Richtlinien,  den  GOOGLE  -TRANSPARENZBERICHT .
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Siehe  Geo-IP-Blockierung:  Ein  zweischneidiges  Schwert  für  die  Sicherheit  von  Netzwerk-Firewalls,  HOSTOMIZE,  

https://hostomize.com/blog/geo-ip/  (zuletzt  besucht  am  21.  Juli  2025).

https://transparencyreport.google.com/youtube-policy/removals  (zuletzt  besucht  am  29.  Januar  2026)  („Die  YouTube-Community-Richtlinien  werden  

weltweit  einheitlich  durchgesetzt,  unabhängig  davon,  wo  die  Inhalte  hochgeladen  werden.  Inhalte,  die  gegen  unsere  Richtlinien  verstoßen,  werden  

global  entfernt.“);  Community-Richtlinien,  TikTok,  https://www.tiktok.com/support/faq_detail?id=7543604781873371654  

(zuletzt  abgerufen  am  29.  Januar  2026)  („Unsere  Community-Richtlinien  gelten  für  unsere  globale  Community  und  alle  auf  TikTok  geteilten  

Inhalte.“).

Zusammenfassung  der  Aktualisierung  der  TikTok-Community-Richtlinien  (20.  März  2024),  siehe  Anlage  8;  Umfrage  zu  den  TikTok-Community-

Richtlinien,  siehe  Anlage  15.

Siehe  DSA  Censorship  Report  I,  supra  Fußnote  3,  Seite  31.

31,  2022),  siehe  Beispiel  288.

Antwort  von  Rumble  Inc.  auf  eine  Anordnung  des  Büros  für  Menschenrechte  der  Provinz  British  Columbia  zur  Vorlage  von  Aufzeichnungen  (Aug.

Amy  Bunn,  Was  wissen  Social-Media-Unternehmen  über  Sie?,  MCAFEE  (29.  Oktober  2021).
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Siehe  Allison  Schiff,  Warum  verwenden  so  viele  US-Unternehmen  Cookie-Banner  auf  ihren  Websites?,  ADEXCHANGER  

(17.  April  2023)  („Die  meisten  Cookie-Banner  sind  so  konzipiert,  dass  sie  den  Datenschutzbestimmungen  der  EU  entsprechen.“).

(6.  September  2024)  (zuletzt  aktualisiert  am  9.  September  2024).

Ausra  Korkuzaite,  Die  besten  VPNs  gegen  Geoblocking  im  Jahr  2026,  CYBERNEWS  (zuletzt  aktualisiert  am  4.  Juli  2025).

Siehe  z.  B.  Tom  Crowley,  „Es  ist  albern,  weltweite  Löschungen  zu  fordern“:  Dutton  äußert  sich  zum  eSafety-Fall,  AUSTRALIAN  

BROADCASTING  CORP.  (25.  April  2024);  Faktencheck:  Brasilianer  können  für  die  Nutzung  von  VPN  für  den  Zugriff  auf  X  bestraft  werden,  REUTERS

Siehe  Jack  Schofield,  What  should  I  do  about  all  the  GDPR  pop-ups  on  websites?,  THE  GUARDIAN  (5.  Juli  2018).

Siehe  Carl  Schramm,  Kosten  für  US-Unternehmen  durch  die  EU-Verordnung  über  digitale  Dienste,  COMPUTER  AND  COMM'CNS

Siehe  z.  B.  Trevor  Wagener,  Die  hohen  Kosten  der  bundesstaatlichen  Regulierung  der  Internet-Inhaltsmoderation,

Steven  Lee  Myers,  EU-Recht  bereitet  den  Boden  für  einen  Konflikt  über  Desinformation,  NY  TIMES  (27.  September  2023).

Siehe  Dawn  Carla  Nunziato,  The  Digital  Services  Act  and  the  Brussels  Effect  on  Platform  Content  Moderation,  24  CHIC.  J.  INT.  LAW  115  

(2023).

INDUSTRIENVERBAND  (Juli  2025)  (die  die  direkten  Kosten  der  Einhaltung  europäischer  Vorschriften  für  US-amerikanische  Technologieunternehmen  auf  

97,6  Milliarden  US-Dollar  jährlich  beziffert) .

164

PROJEKT  ZUR  DISRUPTIVEN  WETTBEWERBSUMME  (17.  März  2021).

Für  kleinere  Plattformen  wären  die  Kosten  existenzbedrohend.  Sie  würden  vom  Markt  verdrängt  oder  gar  nicht  erst  in  den  

Markt  eintreten  können,  was  die  Marktstellung  der  führenden  Online-Plattformen  festigen  würde.

Bei  großen  Plattformen  käme  dies  zu  der  enormen  finanziellen  Belastung  durch  die  Einhaltung  der  EU-Vorschriften  hinzu,  die  

bereits  jetzt  als  extraterritoriale  Steuer  auf  amerikanische  Technologieinnovationen  fungiert.165

Benutzern  ermöglichen  es,  ihren  virtuellen  Standort  zu  ändern,  indem  sie  sich  mit  Servern  in  verschiedenen  Ländern  verbinden.162

Zweitens  lassen  sich  länderspezifische  Regelungen  zur  Inhaltsmoderation  leicht  umgehen.  VPNs

Mithilfe  von  VPNs  können  Nutzer  lokale  Inhaltsbeschränkungen  kostengünstig  umgehen.  Dies  macht  eine  länderspezifische  

Inhaltsmoderation  praktisch  unmöglich.  Australien  und  Brasilien  haben  sogar  explizit  die  weltweite  Entfernung  von  Inhalten  angeordnet  

oder  Nutzern,  die  VPNs  für  den  Zugriff  auf  geografisch  gesperrte  Inhalte  verwenden,  mit  Geldstrafen  gedroht .<sup>163</sup>  Selbst  

wenn  Plattformen  in  der  Lage  wären,  in  jedem  Land  unterschiedliche  Regeln  zur  Inhaltsmoderation  durchzusetzen,  würden  sie  

wahrscheinlich  weiterhin  unter  Druck  von  Regulierungsbehörden  geraten,  da  VPNs  es  Nutzern  ermöglichen  würden,  jegliche  

zensurbehaftete  Regulierungsmaßnahmen  problemlos  zu  umgehen.

FürFür  jedes  Land  separate  Richtlinien  zur  Inhaltsmoderation  implementieren  und  kontinuierlich  pflegen.

Schließlich  sind  die  Kosten  für  eine  länderspezifische  Inhaltsmoderation  prohibitiv.  Es  wäre  äußerst  kostspielig,  mehrere  

Vertrauens-  und  Sicherheitsteams  aufzubauen,  zu  entwickeln  und  zu  unterhalten.

Ein  Beispiel  für  die  globale  Reichweite  europäischer  Internetregulierung  ist  die  Datenschutz-Grundverordnung  

(DSGVO).  Dieses  europäische  Gesetz  schreibt  Pop-up-Hinweise  auf  Websites  vor,  die  Nutzer  darüber  informieren,  wie  ihre  Daten  

erhoben  und  gespeichert  werden.<sup>166</sup>  Obwohl  das  Gesetz  vordergründig  auf  europäische  Nutzer  abzielt,  sind  diese  Pop-ups  

in  den  Vereinigten  Staaten  weit  verbreitet,  wenn  nicht  gar  allgegenwärtig.<sup>167</sup>  Dies  ist  ein  Produkt  des  sogenannten  

„Brüssel-Effekts“:  Da  es  aufdringlich,  unpraktisch  und  letztlich  ineffektiv  ist,  das  globale  Internet  mit  unterschiedlichen  Regeln  für  

verschiedene  Rechtsordnungen  aufzuteilen,  werden  europäische  Regelungen  de  facto  zu  globalen  Standards .<sup>168</

sup>  EU-Bürokraten  wissen  das  und  nutzen  es  aus.  Wie  die  New  York  Times  berichtete,  hofften  die  Befürworter  des  DSA,  dass  sich  

dessen  Auswirkungen  weit  über  Europa  hinaus  erstrecken  und  Unternehmensrichtlinien  in  den  Vereinigten  Staaten  und  anderswo  

verändern  würden.<sup>169</sup>
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Aus  diesen  Gründen  beeinflusst  der  europäische  Druck  zur  Änderung  der  Regeln  für  die  Inhaltsmoderation  von  Plattformen  die  

Meinungsfreiheit  weltweit,  natürlich  auch  in  den  Vereinigten  Staaten.  Kategorien  wie  „Desinformation“  und  „Hassrede“  lassen  sich  nicht  

objektiv  definieren.  Schlimmer  noch:  Regierungen  nutzen  diese  vagen,  dehnbaren  Inhaltskategorien  unweigerlich,  um  ihre  politischen  

Gegner  ins  Visier  zu  nehmen  und  ihre  Macht  zu  festigen.  Angesichts  der  Natur  des  Internets  und  der  sozialen  Medien  hat  der  Druck  

Europas  auf  diese  Plattformen  weitreichende  Folgen.
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Digital  Services  Act,  supra  Fußnote  26,  Erwägungsgründe  80,  84,  Art.  34.

Desinformationskodex,  siehe  oben ,  Fußnote  124,  §  IV.

Hassrede-Kodex,  siehe  oben ,  Fußnote  149,  §1.1.

DSA  Zensurbericht  I,  siehe  Fußnote  3,  S.  26-29.

Siehe  ebenda  bei  den  Titeln  80  und  84.

Siehe  oben  Abschnitt  III.A.

174  Ebenda,  Vers  84  (Hervorhebung  hinzugefügt).

176

C.  Der  Text  der  DSA  verpflichtet  die  Plattformen,  ihre  Regeln  zur  Inhaltsmoderation  zu  ändern.

Der  Verhaltenskodex  gegen  Hassrede  verlangt  von  den  Unterzeichnern,  dass  sie  in  ihren  Nutzungsbedingungen  darauf  

hinweisen,  dass  illegale  Hassrede  auf  ihren  Diensten  verboten  ist.<sup>170</sup>  Dies  bedeutet  konkret,  dass  Plattformen  

sicherstellen  sollen,  dass  ihre  globalen  Inhaltsmoderationsregeln  Äußerungen  zensieren,  die  in  Europa  als  „illegale  Hassrede“  gelten  würden.  

Der  Ausschuss  hat  bereits  gezeigt,  dass  europäische  Regulierungsbehörden  konventionelle  politische  Diskurse  zu  Einwanderung  und  anderen  

sensiblen  Themen  als  „illegale  Hassrede“  einstufen.<sup>171</sup>  Gemäß  dem  Wortlaut  des  Verhaltenskodex  gegen  Hassrede  erwartet  

die  Europäische  Kommission,  dass  diese  Inhalte,  die  in  den  Vereinigten  Staaten  durch  den  Ersten  Verfassungszusatz  geschützt  sind,  im  

Rahmen  der  Inhaltsmoderationsrichtlinien  der  Plattformen  zensiert  werden.

Wenn  Unternehmen  ihre  Regeln  zur  Inhaltsmoderation  ändern,  beeinflussen  europäische  Bürokraten,  was  US-Nutzer  sehen  und  veröffentlichen  

können.  Deshalb  überwacht  der  Ausschuss  die  Einhaltung  ausländischer  Zensurgesetze  wie  des  DSA  durch  Technologieunternehmen.

Die

Der  Text  des  DSA  scheint  auch  zu  fordern,  dass  Plattformen  ihre  Inhaltsmoderation  ändern.

Sie  müssen  Maßnahmen  ergreifen  oder  weiter  verstärken,  um  sowohl  Fehlinformationen  als  auch  Desinformationen  in  ihren  Diensten  zu  

bekämpfen.“172  In  ähnlicher  Weise  bedeutet  dies  praktisch,  dass  große  Social-Media-Plattformen  ihre  Regeln  zur  Inhaltsmoderation  

ändern  müssen,  um  Inhalte  zu  zensieren,  die  von  europäischen  Regulierungsbehörden  als  „Fehlinformationen  oder  

Desinformationen“  eingestuft  werden.

Speech  Code  legt  fest,  dass  die  Einhaltung  seiner  Anforderung  zur  Änderung  der  Plattform-Inhaltsmoderation

Ebenso  verpflichtet  der  Verhaltenskodex  zu  Desinformation  die  Unterzeichner  der  Plattformen  dazu,  „Maßnahmen  zu  ergreifen,  um  die  Einhaltung  der  Vorschriften  zu  gewährleisten“.

42

Die  wichtigsten  Zensurinitiativen  der  Europäischen  Kommission  im  letzten  Jahrzehnt  waren  der  Verhaltenskodex  zu  

Desinformation,  der  Verhaltenskodex  zur  Bekämpfung  illegaler  Hassrede  im  Internet  und  das  Gesetz  über  digitale  Dienste.  Der  Text  jedes  

dieser  Dokumente  stellt  klar,  dass  Plattformen  …

B.  Der  Klartext  der  Verhaltenskodizes  gegen  Desinformation  und  Hassrede  verpflichtet  die  Plattformen,  ihre  Regeln  zur  

Inhaltsmoderation  zu  ändern.

Inhalte  zensieren,  die  von  europäischen  Regulierungsbehörden  als  „Desinformation“  oder  „Hassrede“  eingestuft  werden.

Sie  müssen  ihre  globalen  Regeln  zur  Inhaltsmoderation  anpassen,  um  diesen  zu  entsprechen,  was  bedeutet,  dass  von  den  Plattformen  erwartet  wird,  dass  sie

Gemäß  Artikel  34  sind  Plattformen  verpflichtet,  „systemische  Risiken“  auf  ihren  Plattformen  zu  identifizieren.  Diese  umfassen  unter  

anderem  „irreführende  oder  täuschende  Inhalte“,  „Desinformation“,  „tatsächliche  oder  vorhersehbare  negative  Auswirkungen  auf  den  

öffentlichen  Diskurs  und  Wahlprozesse“  sowie  „Hassrede“.<sup>173</sup>  Plattformen  werden  ausdrücklich  darauf  hingewiesen,  dass  

dieses  systemische  Risiko  auch  „Informationen  umfassen  kann,  die  nicht  illegal  sind“.  <sup>174</sup>  Gemäß  Artikel  35  müssen  

Plattformen  bestimmte  Risiken  mindern,  d.  h.  Inhalte  moderieren  (d.  h.  zensieren),  die  von  europäischen  Regulierungsbehörden  als  

„irreführend“,  „täuschend“  oder  „hasserfüllt“  eingestuft  werden.<sup>175</sup>  Um  dies  flächendeckend  umzusetzen,  müssen  Plattformen  

ihre  global  geltenden  Richtlinien  zur  Inhaltsmoderation  kontinuierlich  überprüfen  und  anpassen.

Tatsächlich  der  Hass
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Siehe  unten  Abschnitt  II.C.

Siehe  TikTok  DSA-Risikobewertungsrichtlinien  (25.  August  2023),  siehe  Beispiel  5  („Es  besteht  ein  hohes  Maß  an  Komplexität“).

Digital  Services  Act,  supra  Fußnote  26,  Art.  52.

Hassrede-Kodex,  siehe  oben ,  Fußnote  149,  Präambel  (I).

Desinformationskodex,  siehe  oben,  Fußnote  124,  Präambel  (L).

und  Subjektivität  im  Risikobewertungsprozess.“)

Siehe  z.  B.  E-Mails  zwischen  TikTok-Mitarbeitern  und  Mitarbeitern  der  Europäischen  Kommission  (30.  Oktober  2020),  siehe  Anlage  48;  siehe  auch  

Europas  Bedrohung  für  die  amerikanische  Rede-  und  Innovationsfreiheit:  Anhörung  des  Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses,  119.  Kongress.  (3.  

September  2025)  (Erklärung  von  Vorsitzendem  Jordan)  („Ich  weise  immer  wieder  gerne  darauf  hin,  dass  sich  alles,  was  die  Regierung  uns  über  COVID  

erzählt  hat,  als  falsch  erwiesen  hat  …  Sie  sagten  uns,  das  Virus  stamme  nicht  aus  einem  Labor.  Es  sieht  ganz  danach  aus.  Sie  sagten  uns,  es  handele  sich  nicht  

um  Gain-of-Function-Forschung  im  Labor.  Doch,  das  tat  es.  Sie  sagten  uns,  es  seien  nicht  unsere  Steuergelder  für  die  Laborforschung  verwendet  worden.  Doch,  

das  wurde  es.  Sie  sagten  uns,  Impfstoffe  –  sie  sagten  uns,  Geimpfte  könnten  sich  nicht  anstecken.  Sie  sagten  uns,  Geimpfte  könnten  das  Virus  nicht  übertragen.  

Sie  sagten  uns,  Masken  wirken.  Sie  sagten  uns,  der  Mindestabstand  von  1,8  Metern  basiere  auf  wissenschaftlichen  Erkenntnissen.  Sie  sagten  uns,  dies  sei  das  

erste  Virus  in  der  Geschichte,  bei  dem  es  keine  natürliche  Immunität  gäbe.  Sie  lagen  komplett  daneben.“).

182  E-Mail  von  Mitarbeitern  der  Europäischen  Kommission  an  TikTok  (1.  April  2020),  siehe  Anlage  46.

Von  Beginn  der  COVID-19-Pandemie  an  versuchte  die  Europäische  Kommission,

Der  Druck  der  Europäischen  Kommission  führt  dazu,  dass  den  Plattformen  kaum  eine  andere  Wahl  bleibt,  als  in  den  sicheren  Häfen  

der  Kodizes  Zuflucht  zu  suchen.

Regeln  können  gemäß  DSA.177  eine  „angemessene  Risikominderung“  darstellen.  Ebenso  legt  der  

Desinformationskodex  fest,  dass  die  Einhaltung  seiner  Verpflichtung  zur  Änderung  von  Plattformrichtlinien  erforderlich  ist.

„sollte  als  mögliche  Risikominderungsmaßnahme  in  Betracht  gezogen  werden.“178  Die  Kombination  aus  massiven  Strafen179  

bei  Nichteinhaltung  der  DSA  und  mangelnder  Klarheit  hinsichtlich  der  Einhaltung180  –  zusammen  mit  der

Die  offizielle  Darstellung  von  COVID-19  und  Impfstoffen.

Die  Europäische  Kommission  zensierte  Meinungen,  die  gängige  Darstellungen  zur  Übertragung  und  Impfung  des  

Coronavirus  in  Frage  stellten,  indem  sie  Plattformen  zwang,  ihre  Regeln  zur  Inhaltsmoderation  für  COVID-19-bezogene  Inhalte  zu  

ändern.  Durch  ihr  „Programm  zur  Überwachung  von  COVID-19-Desinformation“  und  Treffen  mit  Plattformen  zwischen  2020  

und  2023  setzte  die  Kommission  diese  unter  Druck,  ihre  globalen  Regeln  zur  Inhaltsmoderation  für  Inhalte  im  Zusammenhang  

mit  der  COVID-19-Pandemie  zu  ändern.  Dadurch  wurden  diejenigen  zum  Schweigen  gebracht,  die  die  sich  als  völlig  falsch  

herausstellenden  Regierungsdarstellungen  hinterfragten.<sup>181</sup>

D.  Die  Europäische  Kommission  versuchte,  Äußerungen  zu  zensieren,  die  die  herrschende  Meinung  in  Frage  stellten.

Online-Diskussionen  über  COVID-19.  In  einem  Gespräch  zwischen  der  Europäischen  Kommission  und  TikTok  warnte  die  Europäische  

Kommission,  dass  „Fehlinformationen  und  Desinformationen  ein  wichtiger  Bestandteil  der  Covid-Krise  sind  und  weiterhin  ein  

wesentlicher  Bestandteil  der  Agenda  der  Kommission  bleiben  werden.  Sie  erinnerte  daran,  wie  wichtig  es  ist,  die  Arbeit  zur  

Bekämpfung  von  Corona-Desinformationen  fortzusetzen  und  weiter  zu  intensivieren.“¹ÿ²
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Der  DSA  war  noch  nicht  in  Kraft,  der  Desinformationskodex  aber  schon  –  und  die  Plattformen  wussten,  dass  der  DSA  bald  folgen  

würde.183  Die  Pandemie  hatte  gerade  erst  begonnen,  und  die  Europäische  Kommission  übte  bereits  Druck  auf  die  Social-Media-

Plattformen  aus,  ihre  Richtlinien  zu  ändern.

Bereits  im  April  2020  übte  die  Europäische  Kommission  Druck  auf  die  Plattformen  aus,  die  Inhalte  zu  mäßigen.
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Schreiben  der  Europäischen  Kommission  an  TikTok  (22.  Juli  2020),  siehe  Anlage  47  (Hervorhebung  im  Original).

COVID-19  Desinformationsmonitoringprogramm,  EUROPÄISCHE  KOMMEN,  https://digital-
strategy.ec.europa.eu/en/policies/covid-19-disinformation-monitoring  (zuletzt  besucht  am  29.  Januar  2026).

Die  Europäische  Kommission  hat  Social-Media-Plattformen  intern  darauf  hingewiesen,  dass  sie  ihre  Regeln  zur  Inhaltsmoderation  

im  Zusammenhang  mit  COVID-19  ändern  sollten.

EU-Kommissionspräsidentin  von  der  Leyen  rief  ein  „COVID-19-Desinformationsüberwachungsprogramm“  ins  Leben,  das  

Unterzeichner  des  Desinformationskodex  verpflichtete,  zunächst  monatlich,  später  zweimonatlich  Berichte  über  ihre  Bemühungen  zur  

Herabstufung  und  Entfernung  von  Informationen  vorzulegen,  die  die  Europäische  Kommission  als  falsch  einstufte,  sowie  über  die  

Förderung  von  „autoritativen  Inhalten“,  die  die  von  der  Regierung  bevorzugten  Narrative  wiedergaben.<sup>184</sup>  In  dem  

Schreiben  der  Europäischen  Kommission  an  TikTok,  in  dem  sie  zur  Teilnahme  an  dem  „Überwachungsprogramm“  aufgefordert  wurde,  

wurde  klargestellt,  dass  die  Europäische  Kommission  an  den  „Richtlinien,  Verfahren  und  Maßnahmen“  interessiert  sei,  die  Plattformen  

„seit  Ausbruch  der  COVID-19-Krise  als  Reaktion  auf  die  damit  einhergehende  Infodemie“  ergriffen  hätten.<sup>185</ sup>  Diese  

Berichtspflichten  stellten  im  Wesentlichen  Zensurmaßnahmen  dar:  Plattformen,  die  nicht  genügend  Inhalte  entfernten,  um  die  

Europäische  Kommission  zufriedenzustellen,  wurden  ins  Visier  genommen.

Am  1.  April  2020  warnte  die  Europäische  Kommission  TikTok,  dass  es  mehr  gegen  sogenannte  Desinformationen  unternehmen  müsse.

Bald  darauf  weitete  die  Europäische  Kommission  ihre  Druckkampagne  öffentlich  aus.  Im  Juni  2020
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Sie  würden  gezielt  regulatorischen  Vergeltungsmaßnahmen  ausgesetzt  sein,  was  bedeuten  würde,  dass  die  Plattformen  ihre  globalen  

Inhaltsmoderationsregeln  ändern  müssten,  um  von  der  Europäischen  Kommission  missbilligte  Inhalte  in  großem  Umfang  zu  zensieren.
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E-Mails  zwischen  Mitarbeitern  von  TikTok  und  Mitarbeitern  der  Europäischen  Kommission  (30.  Oktober  2020),  siehe  Anlage  48.

E-Mails  zwischen  Mitarbeitern  von  Spotify  und  Mitarbeitern  der  Europäischen  Kommission  (7.  Juni  2020),  siehe  Anlage  18.

Stellungnahme  von  TikTok  zur  Anfrage  der  Europäischen  Kommission  zu  Desinformationen  über  die  Covid-19-Impfung  (4.  November  2020),  siehe  Anlage  49.

Brief  von  Herrn  Mark  Zuckerberg,  CEO  von  Meta,  an  den  Abgeordneten  Jim  Jordan,  Vorsitzender  des  Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses  (Aug.

26.  Februar  2024);  siehe  auch:  Mitarbeiter  des  Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses  und  des  ausgewählten  

Unterausschusses  zur  Instrumentalisierung  der  Bundesregierung  des  Justizausschusses  des  Repräsentantenhauses,  118.  Kongress,  Der  

Zensur  -Industriekomplex :  Wie  hochrangige  Beamte  des  Weißen  Hauses  unter  Biden  die  großen  Technologiekonzerne  zur  Zensur  der  Amerikaner  zwangen .

192

WAHRE  INFORMATIONEN  UND  KRITIK  AN  DER  BIDEN  -REGIERUNG  (Comm.  Print  1.  Mai  2024).

Die

Bis  Oktober  2020  hatte  die  Europäische  Kommission  die  Inhaltsmoderationsregeln  der  Plattformen  ins  

Visier  genommen  und  gefragt,  wie  diese  ihre  Nutzungsbedingungen  oder  Praktiken  zur  Inhaltsmoderation  im  Vorfeld  der  

Einführung  von  COVID-19-Impfstoffen  aktualisieren  wollten.<sup>188</sup>  Bei  der  Kontaktaufnahme  teilten  die  Mitarbeiter  

den  Plattformen  mit,  dass  sie  im  „Wissen“  von  Präsidentin  von  der  Leyen  und  mit  „Zustimmung“  von  Vizepräsidentin  Jourová  

handelten.<sup>189</sup>  Die  Botschaft  war  eindeutig:  Die  einflussreichsten  Vertreter  der  Kommission  erwarteten  von  

den  Plattformen,  dass  sie  ihre  globalen  Inhaltsmoderationsregeln  in  Bezug  auf  COVID-19-Impfstoffe  änderten,  noch  

bevor  ein  einziger  Impfstoff  ausgeliefert  worden  war.

Selbst  europäische  Unternehmen,  die  im  Allgemeinen  vor  den  schlimmsten  Regulierungsmaßnahmen  der  

Kommission  geschützt  waren,  spürten  den  Druck.  Im  Juni  2020  bat  Filomena  Chirico,  eine  hochrangige  Beraterin  von  

Kommissar  Breton,  um  ein  Treffen  mit  dem  schwedischen  Unternehmen  Spotify,  um  dessen  „Maßnahmen  gegen  Desinformation“  

zu  besprechen.<sup>186</sup>  Gleichzeitig  vereinbarte  Chirico  ein  Gespräch  mit  Spotify  über  das  Desinformationsgesetz  

(DSA),  was  zeigt,  dass  das  DSA  für  Plattformen  und  die  Kommission  fast  zweieinhalb  Jahre  vor  seinem  Inkrafttreten  höchste  

Priorität  hatte.<sup>187</sup>

Ein  hochrangiger  Berater  von  Kommissar  Breton  wollte  sich  2020  mit  Spotify  über  dessen  „Maßnahmen  gegen  

Desinformation“  und  die  DSA  treffen.

.  Satire  zum  Thema  Impfungen“,  um  festzustellen,  ob
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Die  Plattformen  konnten  und  wollten  diesen  Druck  nicht  ignorieren.  TikTok  beispielsweise  teilte  der  Europäischen  Kommission  

mit,  dass  es  die  Situation  beobachte  und  zusätzliche  Zensur  

notwendig  sei.<sup>190</sup>  Dies  stellt  eine  auffällige  Parallele  zu  den  USA  dar,  wo  die  Biden-Harris-Regierung  Meta  

erfolgreich  unter  Druck  setzte,  „Humor  und  Satire“  im  Zusammenhang  mit  COVID-19-Impfungen  zu  entfernen.<sup>191</

sup>  Nachdem  die  Aufsicht  des  Ausschusses  dies  aufgedeckt  hatte,  entschuldigte  sich  Meta-CEO  Mark  Zuckerberg  und  

versprach,  dass  so  etwas  nie  wieder  vorkommen  würde.
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195  Ebenda.

193

194

Die  Europäische  Kommission  konzentrierte  sich  auch  im  November  2020  weiterhin  auf  mutmaßliche  

Falschinformationen  über  Impfstoffe.  In  einem  Gespräch  mit  einer  Plattform  erklärte  ein  hochrangiges  Mitglied  des  Stabs  von  

Vizepräsidentin  Jourová:  „Impfstoffe  werden  unser  neuer  Schwerpunkt  im  Kampf  gegen  Desinformationen  über  Covid-19  sein.“¹ÿ³

Der  Druck  zur  Änderung  der  Regeln  für  die  Inhaltsmoderation  im  Zusammenhang  mit  COVID-19-Impfstoffen  kam  von  

höchster  Stelle  der  Europäischen  Kommission.

Dementsprechend  erklärte  die  Europäische  Kommission,  dass  Plattformen  in  künftigen  COVID-19-Überwachungsberichten  

über  „Maßnahmen  zur  Bekämpfung  von  Desinformation  und  Fehlinformationen  im  Zusammenhang  mit  COVID-Impfstoffen“  

berichten  müssten.  Dies  impliziert  erneut,  dass  Plattformen  Maßnahmen  ergreifen  –  sprich:  neue  Regeln  zur  Inhaltsmoderation  
einführen  –  müssen,  um  Inhalte  über  COVID-19-Impfstoffe  zu  zensieren.<sup>194</sup>  In  derselben  E-Mail  wurde  auf  ein  

weiteres  Vorhaben  der  Europäischen  Kommission  verwiesen,  einen  „gezielten  Arbeitsplan  zur  Bekämpfung  von  Desinformation  

und  Fehlinformationen  im  Zusammenhang  mit  COVID-Impfstoffen“  zu  entwickeln.  Dies  deutet  darauf  hin,  dass  die  

Europäische  Kommission  dabei  war,  konkretere  Richtlinien  zur  Impfstoffzensur  für  Plattformen  zu  erarbeiten.<sup>195</

sup>
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E-Mails  zwischen  Mitarbeitern  von  TikTok  und  Mitarbeitern  der  Europäischen  Kommission  (9.  November  2020),  siehe  Anlage  50.

Protokoll  des  Treffens  zwischen  TikTok  und  Mitarbeitern  der  Europäischen  Kommission  an  die  Vizepräsidentin  Vera  Jourova  (6.  November  2020),  siehe  Anlage  

51.
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197  Ebenda.  Das  US-Außenministerium  arbeitete  zeitweise  auch  mit  dem  Global  Disinformation  Index  (GDI)  zusammen,  um  konservative  

Nachrichtenorganisationen  in  den  Vereinigten  Staaten  zum  Schweigen  zu  bringen.  Der  GDI  stuft  konservative  Nachrichtenseiten  systematisch  als  

„Desinformation“  ein,  während  er  linke  Nachrichtenmedien  wie  die  Huffington  Post  als  vertrauenswürdig  bezeichnet.  Siehe  Mitarbeiter  der  H.

E-Mails  zwischen  Mitarbeitern  von  TikTok  und  Mitarbeitern  der  Europäischen  Kommission  (19.  Januar  2021),  siehe  Anlage  52.

197

Ausschuss  für  die  Justiz,  118.  Kongress,  Garms  Schaden:  Wie  die  größten  Marken  der  Welt  versuchen,  die  Online-  Meinungsäußerung  zu  

kontrollieren  (Comm.  Print,  10.  Juli  2024);  Gabe  Kaminsky,  Disinformation  Inc.:  Von  der  Regierung  unterstützte  Organisation  zahlte  

315.000  US-Dollar  an  Gruppe,  die  konservative  Nachrichten  auf  die  schwarze  Liste  setzt,  WASH.  FREE  BEACON  (14.  Februar  2023).

Die  Botschaft  an

Der  Fokus  der  Europäischen  Kommission  auf  die  Inhaltsmoderation  im  Zusammenhang  mit  COVID-19  setzte  sich  auch  

2021  fort.  Im  Januar  verlängerte  die  Europäische  Kommission  das  von  Präsidentin  von  der  Leyen  initiierte  Programm  zur  Überwachung  

von  Desinformationen  und  forderte,  dass  künftige  Plattformberichte  einen  stärkeren  Fokus  auf  Maßnahmen  zur  Entfernung  und/oder  

Herabstufung  von  Desinformation  im  Zusammenhang  mit  COVID-19-Impfstoffen  legen  sollten.<sup>196</sup>  Die  Europäische  

Kommission  übte  Druck  auf  die  Plattformen  aus,  um  Verbesserungsvorschläge  zu  unterbreiten,  und  gab  Einblicke  in  ihre  Definition  von  

Desinformation.  Dabei  verwies  sie  auf  den  voreingenommenen,  linksorientierten  Global  Disinformation  Index  (GDI)  als  vertrauenswürdige  

Quelle.

Bis  November  2020  konzentrierte  sich  die  Europäische  Kommission  auf  die  Zensur  von  Inhalten  im  Zusammenhang  
mit  COVID-19-Impfstoffen.

Die  Kommission  wollte,  dass  die  Plattformen  mehr  Meinungsäußerungen  zensieren  und  dies  in  Übereinstimmung  

mit  linksorientierten  Organisationen  wie  der  GDI  tun.
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Zusammenfassung  des  Treffens  zwischen  der  Vizepräsidentin  der  Europäischen  Kommission,  Vera  Jourova,  und  mehreren  Plattformen  (Februar).

22,  2021),  siehe  Beispiel  53.

Im  Februar  2021  traf  sich  die  Vizepräsidentin  der  Europäischen  Kommission,  Jourová,  mit  Vertretern  von  

Facebook,  Google,  TikTok,  Twitter  und  YouTube  und  forderte  sie  direkt  zu  ihren  Bemühungen  auf,  impfstoffbezogene  

Inhalte  zu  zensieren.<sup>198</sup>  Konkret  fragte  sie,  was  die  Plattformen  tun  könnten,  um  gegen  schädliche  Inhalte  

vorzugehen.  Ihre  Forderung  nach  Zensur  stützte  sie  dabei  nicht  auf  eine  objektive  Kategorie  rechtswidriger  Inhalte,  sondern  

auf  ihre  persönliche  und  subjektive  Einschätzung,  welche  Inhalte  als  „schädlich“  gelten  könnten.<sup>199</sup>  Die  

Europäische  Kommission  äußerte  ihr  Missfallen  darüber,  dass  „offensichtlich  schädliche  Inhalte“  weiterhin  online  blieben,  

selbst  nachdem  vertrauenswürdige  Melder  –  von  der  Regierung  anerkannte  Dritte  –  diese  gemeldet  hatten.

Im  Januar  2021  forderte  die  Europäische  Kommission  die  Plattformen  auf,  ihre  Zensurmaßnahmen  zu  verstärken.
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Protokoll  des  Treffens  zwischen  TikTok  und  der  Vizepräsidentin  der  Europäischen  Kommission,  Vera  Jourova  (20.  April  2021),  siehe  Anlage  19.

E-Mails  zwischen  Mitarbeitern  von  TikTok  und  Mitarbeitern  der  Europäischen  Kommission  (13.  April  2021),  siehe  Anlage  54.

Ausweis.

Siehe  Nat'l  Rifle  Ass'n  v.  Vullo,  602  US  175  (2024)  („Regierungsbeamte  dürfen  nicht  versuchen,  Privatpersonen  zu  nötigen,  um  Ansichten  zu  bestrafen  oder  

zu  unterdrücken,  die  der  Regierung  missfallen.“).

Vizepräsidentin  Jourova  wies  die  Plattformen  im  Februar  2021  an,  „toxische“  Inhalte  im  Zusammenhang  mit  Impfstoffen  zu  

entfernen.

Da  er  befugt  war,  Anträge  auf  vorrangige  Zensur  zu  stellen,  forderte  er  deren  Entfernung.200  Genau  dies  verbietet  der  Erste  

Verfassungszusatz  US-Regierungsbeamten:  die  gezielte  Zensur  bestimmter  Äußerungen  aufgrund  ihrer  persönlichen  Überzeugung  von  deren  

Wahrheitsgehalt  oder  Nutzen.201  Aufgrund  der  globalen  Ausrichtung  der  Inhaltsmoderation  auf  Plattformen  haben  europäische  

Zensurforderungen  jedoch  wahrscheinlich  auch  rechtmäßige  amerikanische  Äußerungen  beeinträchtigt.

Zwei  Monate  später,  im  April,  traf  sich  Vizepräsidentin  Jourova  mit  der  Interims-CEO  von  TikTok,  Vanessa  Pappas,  um  „die  

Bemühungen  [von  TikTok]  im  Kampf  gegen  Desinformation  zu  besprechen“.<sup>202</sup>  Jourova  nannte  den  Verhaltenskodex  gegen  

Hassrede,  den  Verhaltenskodex  gegen  Desinformation  und  das  bevorstehende  Gesetz  zur  Bekämpfung  von  Desinformation  (DSA)  als  

Gründe  dafür,  dass  TikTok  eine  „Verantwortung“  im  Kampf  gegen  COVID-19-bezogene  Desinformation  habe.<sup>203</sup>  Dies  ist  aufschlussreich.
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Kommentar:  Jourova  erklärte,  dass  zwei  „freiwillige“  Verhaltenskodizes  und  ein  Gesetz,  das  nicht
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